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Arbeitsschutz in Nordrhein-Westfalen. 

" Im Mittelpunkt des Wirtschaftslebens steht das Wohl des 
Menschen. Der Schutz seiner Arbeitskraft hat Vorrang vor 
dem Schutz des materiellen Besitzes." 

So steht es in der Verfassung des Landes Nordrhein-West­
falen und diese Maxime bestimmt unser Handeln; uns geht 
es darum. gesunde und sozial verträgl iche Arbeitsbedin­
gungen für die Beschäftigten zu gestalten. Ob im Büro. auf 
der Baustelle oder im Krankenhaus . . . .  jeder Arbeitsplatz 
muss so beschaffen sein. dass die Menschen. die dort 
arbeiten. vor gesundheitlichen Belastungen geschützt und 
überdies die Gesundheit gefördert werden. 

Dazu brauchen wir einen starken Arbeitsschutz. Arbeits­
schutz muss in den Betrieben und Unternehmen gelebt 
und zur Selbstverständl ichkeit werden. Nur  mit gesunden 
und motivierten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 
werden Betriebe und Unternehmen auf Dauer wettbe­
werbsfähig sein. I nsbesondere vor dem Hintergrund des 
demographischen Wandels und des sich abzeichnenden 
Fachkräftemangels ist dieser Aspekt von zentraler Bedeu­
tung für den Wirtschaftsstandort Nordrhein-Westfalen. 

Ein starker Arbeitsschutz braucht Akteure. d ie gemeinsam 
und einheitlich die Qual ität von Sicherheit und Gesundheit 
am Arbeitsplatz vorantreiben. Das Arbeitsministerium und 
die fünf Bezirksregierungen in  Nordrhein-Westfalen haben 
Ziele vereinbart. um die Effizienz des Arbeitsschutzes wei­
ter zu steigern. Unter anderem werden zeitlich befristete 
Schwerpunktaktionen durchgeführt. bei denen Betriebe 
gezielt überwacht werden. in denen ein hohes Gesund­
heitsrisiko für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
besteht. Der Dortmunder peB-Skandal. bei dem Beschäf­
tigte und Umwelt in unverantwortlicher Weise gefährdet 
worden sind. hat gezeigt. wie wichtig eine konsequente 
Überwachung solcher Betriebe und der Schutzauftrag des 
Staates sind. 

Darüber h inaus haben wir mit den Bezirksregierungen ein 
landesweit einheitliches Beschwerdemanagement einge­
führt. Allen Beschwerden von Beschäftigten gehen die Kon­
trolleure zügig nach. auch anonymen Beschwerden. wenn 
Beschäftigte. zum Beispiel aus Angst um ihren Job. ihren 
Namen nicht nennen wol len. I nsbesondere Beschwerden 
von Beschäftigten aus Betrieben. die keinen Betriebsrat 
haben. müssen grundsätzl ich Anlass für Überwachungs­
maßnahmen durch den Arbeitsschutz sein. 

Arbeit muss so gestaltet werden. dass die heute noch 
jüngeren Beschäftigten auch auf lange Sicht gesund und 
leistungsfähig bleiben und die Gesundheit der Älteren 
erhalten und gefördert wird. um ihren wertvollen Erfah­
rungs- und Wissensschatz und ihre Leistungsfäh igkeit zu 
erhalten. 

Bedingt durch die Entwicklungen in der Arbeitswelt haben 
sich auch die Belastungen am Arbeitsplatz in den letz-
ten Jahren deutl ich verändert. Zunehmend fühlen sich 

die Beschäftigten belastet durch hohe Verantwortung. 
Zeitdruck und Überforderungen durch das zu leistende 
Arbeitspensum. H inzu kommt in wirtschaftlich unsicheren 
Zeiten die Angst vor dem Verlust des Arbeitsplatzes. Psy­
chische Belastungen haben sich zu bedeutenden Problem­
schwerpunkten entwickelt. wenn es um die Gesundheit bei 
der Arbeit geht. Das belegen auch sehr deutlich die Befra­
gungsstudien zum Thema "Arbeitsbelastungen und deren 
Auswirkungen". die das Landesinstitut für Arbeitsgestal­
tung (LlA.NRW) seit 1998 regelmäßig durchführt. Gerade in 
Zeiten. in denen psychische Erkrankungen am Arbeitsplatz 
stark zunehmen und wir zur Fachkräftesicherung verstärkt 
das Potential der älteren Beschäftigen brauchen. müssen 
wir uns gemeinsam mit den Betrieben noch intensiver um 
die Gestaltung gesunder Arbeitsbedingungen kümmern. 

Betrieblicher Gesundheitsförderung in den Unternehmen 
kommt dabei eine große Bedeutung zu. ebenso wie Qua­
l ifizierungs- und Weiterbi ldungsangeboten. Letztl ich sind 
gesunde Arbeitsbedingungen für die Beschäftigten ein 
Pfund für die Unternehmen - sie ersparen sich erhebliche 
Folgekosten und motivieren gleichzeitig die Beschäftigten. 
Neben den vielfältigen Förder- und Unterstützungsange­
boten des Landes. wie zum Beispiel der Potentialberatung 
oder dem Bi ldungsscheck. ist in d iesem Zusammenhang 
auch das Landesinstitut für Arbeitsgestaltung (LlA.NRW) 
ein wichtiger Partner. Das Institut entwickelt und begut­
achtet Konzepte für sicheres und gesundes Arbeiten und 
begleitet dazu Modellprojekte zur betriebl ichen Gesund­
heitsförderung in den Betrieben. Außerdem bietet das Inter­
netangebot KomNet Beratung und Unterstützung rund um 
Arbeitsschutz. Arbeitsgestaltung und Qual ifizierung. insbe­
sondere für kleine und mittlere Betriebe sowie Beschäftigte. 

Mehr über die Arbeitsschutzverwaltung NRW. ihre Akteure 
und Arbeitsbereiche erfahren Sie im vorliegenden Jahresbe­
richt. Unter anderem geht es um die Gemeinsame Deutsche 
Arbeitsschutzstrategie und den Stand der Umsetzung in 
Nordrhein-Westfalen sowie das Biomonitoring als Bestand­
teil der Gefährdungsbeurtei lung. Außerdem wird Ihnen ein 
Stresstest für Verbraucherprodukte vorgestel lt und Sie 
erfahren. was denn der Hausbock mit Arbeitsschutz zu tun 
hat. 

Arbeitsschutz hat viele Facetten und wird immer wieder vor 
neue Herausforderungen gestellt. Ich danke den M itarbeite­
rinnen und M itarbeitern der Arbeitsschutzverwaltung NRW 
für ihr Engagement und ihren Einsatz. diese Herausforde­
rungen anzunehmen und zu bewältigen. 

q.L t1!.sJr 
Guntram Schneider 
M in ister für Arbeit, I ntegration und Soziales 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

3 



Inhaltsverzeichnis 

Inhaltsverzeichnis 

Vorwort. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  3 

Themen 
Land und Bezirksregierungen gemeinsam für einen starken Arbeitsschutz in NRW . ....... .. .. .. 6 
Belastungen von Beschäftigten mit Gefahrstoffen aufdecken - Wirksamkeit von 

Schutzmaßnahmen überprüfen .. . . ... . ....... .. ........ ......... . .... . . .. . . . .... .. . ... . . ..... .. . ...... . . . . .... . . .. . . . ... .. . .. . . . . . .  10 
Sicherheit ein Leben lang?! . .. . . . . . . . . . . . . . .... . . . . . . . . . . ... . . . . . . .. . . . . . . . . . .. . . . . . . .. . . . . . . . . . . . . . .. . . . . . . . . . .. . . .. . . . .. . .. . . . . . . . . . .  13 

Kurzmeldungen 
Arbeitsschutz gemeinsam anpacken . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . ..... ............................ ........... . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  16 
Können Sie abschalten? .. . . .. . . . . .. . ... . . . . . . . . . . . . . . . . .. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. . . . . . . . . . . . . . . . .. . . . . . . . . .  17 

Die Rechte von Auszubildenden stärken . . . . . . ... .... . . .... . . . . . . . . .. . . . . . .. ... .. . .. . . .... . .... . . ..... . .... . .. . . .. ...... .. .. .  .18 

Gas geben mit Autogas . ....... ...... . . . . . . . . ..... . . ... .............. . .... .. .. ... .............. . .. . .... ..... . . . . . . . .. . . . . . . . . . .... ... . . . .  .19 
, ,1000mal ist es gut gegangen und auf einmal hat es geknallt." .. .. . . . . ........ ..... . . . . . .. .. . . ... . .. .. . . . . . . . .  20 
Explosion auf dem Schrottplatz . . . . . .. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. . . . . .. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. . . . . . . . . . . . . . . .. . . . . . . . . . .. 21 
Gefährlicher Straßentransport von Altbatterien . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. . . . . . . . .. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. . . . . . . . . . . . .. . . .. .  22 
Tödliches Pflaster . . . . . . . .. . . .. .... . . . . . .. .. . .. .... ............... . . .... .. . . . .. . . . . . .. . . . . ... . . . . . . . .. . . .. . . . . . . . .. . . . . . . . . . . . .. . . .. .. . . . .. . . .  23 
Obenauf mit Sicherheit. . . . . . . . ... .. . . . . . . ... . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . ...... .. . . . . . ........ . . . . . . .. ... . .. ..... . . ... . . . . ... . . . . . . .. .. . .. .. .. ..  24 
Im Notfall zählt jede Minute . ..... . . . . . . . .. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . ... . . . . . . .  25 
Radioaktive Funde _ was ist zu tun? . . . . . . .. .. . . . .. .. . . . ... . . ..... .. . ... . . . . . . . ... .. . . . . .. . . . . . . . . . ........ . . . . .. . ...... . . . ... .. ..  27 

Ein Hausbock kommt selten allein . .. . . ... . . . . . .. . . ... ...... .. ........ .... . .. ..... .. ............. . ...... . . ..... .... .. ...... . . . . . .. 29 
Alter Hotelturm muss weichen .. . . .. ... . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. . . . .. . . . . . . . . . . . . ...... . ............... . . . . . . . . . .  31 
Aus LIGA.NRW wird LIA.NRW . . . . . . . ... . ...... .. . .............. .. . . . . . .. .. .. ....... .. . .. ..... .. .. ....... . . . ... . . . . ... . . . . . . .... . . . .. .  32 

Programme 

Gemeinsame Deutsche Arbeitsschutzstrategie (GDA) . .. .. . . .. ... .... ...... . . ..... . .. . ...... . ... . . . . .. .. . . .. . . . .. . . .  33 

Veranstaltungen 
Der Anfang nach dem Ende .. .... .. .. . . . . ..... . . . . .. . . . . . . ............ ...................................... . . .... ....... ..... . .. . . . .. .  37 

Publikationen 

Verbraucher über Rechte und Händler über ihre Pflichten informieren. 

Neue Faltblätter in Deutsch und Türkisch. .. . .. . . . . .  . . . . ....... . .. . . . . . ............... .. . 38 
Startklar für den Job. ... . . .. . .. . ... . ...... . . ... . . . . ..... ....... . ....... . . . . .... . . . . . . .  .. . . . .  . ..... .  . .. 39 

4 



Arbeitsschutz in Nordrhein-Westfalen Jahresbericht 2011 

5 



Themen 

Land und Bezirksregierungen gemeinsam für 
einen starken Arbeitsschutz in NRW. 

Arbeit  gesu nd gesta lten - Besc h äftigte vor Ges u n d­
h e itsr i s i ke n  schütze n .  

Ein starker Arbeitsschutz braucht Akteure, die sich einig sind und einheitlich die Qualität von 
Sicherheit und Gesundheit am Arbeitsplatz vorantreiben. Im Juni 2011 unterzeichneten Staats­
sekretär Dr. Schäffer aus dem Ministerium für Arbeit, Integration und Soziales des Landes Nord­
rhein-Westfalen und die Regierungspräsidentinnen und -präsidenten aus Arnsberg, Detmold, 
Düsseldorf, Köln und Münster dazu eine gemeinsame Zielvereinbarung. Die Bezirksregierungen 
sind für die Überwachung des Arbeitsschutzes vor Ort in den Betrieben zuständig . 

. ,Zu guter Arbeit gehören für uns s ichere Arbeitsplät-

ze, d ie auch die Gesundheit der Beschäftigten nicht 

beeinträchtigen. Es geht darum, gesunde Arbeitsbed in­

gungen zu gestalten, unter phys ischen wie psych ischen 

Aspekten. Darum kümmern wir uns mit dem Arbeits­

schutz", sagte Staatssekretär Dr. Schäffer anlässl ich der 

U nterzeichnung. Es wurde vereinbart, dass d ie Arbeits­

schutzverwaltung Nordrhein-Westfalens ihr Handeln bei 

ihrer Tätigkeit an folgenden drei strategischen Zielen 

orientiert: 

• Arbeitsbedingungen sollen menschengerecht und sozi­

a l  verträgl ich sein ,  

• Arbeitsschutz sol l  selbstverständl icher Bestandte i l  be­

triebl ichen Handeins sein, 

• Techn ik  und Produkte sol len s icher und gesundheits­

verträgl ich sein. 

Für d ie Arbeitsschutzverwaltung leiten sich daraus fol ­

gende Ziele ab :  

• die Gesundheit der  Beschäftigten be i  der  Arbeit zu s i ­

chern und zu fördern, 

• im Arbeitsschutz auf die Einhaltung der Regeln für ei­

nen fairen Wettbewerb h inzuwirken,  

• die Öffentl ichkeit vor gefäh rl ichen Anlagen und Pro­

dukten zu schützen sowie 

6 

• durch den Arbeitsschutz die Beschäftigungsfäh igkeit 

zu stärken. 

Um das zu erreichen, ist es erforderl ich.  dass im ganzen 

Land im Arbeitsschutz einheitl ich und mit e inheit l ichen 

Qual itätsstandards gehandelt w ird und die Personalres­

sourcen effektiv und effizient eingesetzt werden.  Für das 

Jahr 2011 wurden folgende konkrete Vereinbarungen 

getroffen: 

• In Zusammenarbeit mit den Bezirksregierungen wird 

ein landesweit einheitl iches Beschwerdemanagement 

eingeführt. Al len,  auch anonymen Beschwerden von 

Beschäftigten gehen die Kontrol leure zügig u nter Wah­

rung der Anonymität des Beschwerdeführers nach. 

• Die Dezernate 56 der Bezirksregierungen überprüfen 

bei mindestens 35 % ihrer Außendienste das betrieb­

l iche Arbeitsschutzsystem. M it d ieser Kontrol le kann 

erreicht werden, dass die Betriebe i h re Aufgabe erfü l­

len, für Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz zu 

sorgen .  

• I n  Zusammenarbeit mit den Bezi rksregierungen wird 

e in r is ikobasiertes Überwachungskonzept erarbeitet 

und 2012 verbindl ich eingeführt.  Damit sollen schwer­

punktmäßig die Betriebe kontrol l iert werden, in denen 
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Regierungspräsident Dr. Gerd Bollermann, Regierungsvizepräsidentin Dorothee Feiler, Regierungspräsidentin Gisela Walsken, 

Regierungspräsidentin Anne Lütkes, Regierungspräsidentin Marianne Thomann-Stahl, Staatssekretär Dr. W ilhelm Schäffer 

ein hohes Gesundheitsr is i ko für Arbeitnehmerinnen 

und Arbeitnehmer besteht. 

• Das Konzept zur Durchführung von landesweiten Ü ber­

wachungsaktionen wird verbindl ich eingeführt und pro 

Quartal wird e ine Aktion durchgeführt. Ziel der landes­

weiten Überwachungsaktionen ist es, besondere Pro­

blemschwerpunkte im Arbeitsschutz aufzugreifen und 

Mängel für Sicherheit und Gesundheit der Beschäf­

tigten abzustel len. 

Für das Frühjahr 2012 vereinbarten Staatssekretär 

Dr. Schäffer und d ie  Regierungspräsidentinnen und -prä­

sidenten,  d ie Erreichung der Ziele 2011 zu d iskutieren 

und die Ziele für das Jahr 2012 festzu legen. 

Der Blick in die Praxis 

I m  Jahr 2011 wurden folgende landesweite Ü berwa­

chungsaktionen durchgeführt: 

1. Arbeitsbed ingungen im E inzelhandel 

In der Zeit vom 27. Juni b is 26. August 2011 überprüf­

te die Arbeitsschutzverwaltung 343 Betriebe der durch 

Beschwerden besonders aufgefa l lenen Branchen 

Lebensmittel - ,  Drogerie- und Bekleidungshandel sowie 

Bäckereien und Konditoreien. 

Geprüft wurden 

• das Arbeitsschutzsystem (Systemkontrol le),  

• die Einhaltung der Arbeits-,  Pausen- und Ruhezeiten 

und 

• die Flucht- und Rettungswege. 

Die Aktion, d ie  in unangekünd igten Kontrol len in ausge­

wählten Betrieben der vorgenannten Branchen vor Ort 

bestand ,  hat aussagekräftige Ergebnisse gebracht, auf 

deren Grund lage die Arbeitsschutzverwaltung gezielt 

weiterarbeiten kann, um die Arbeits(schutz)bedingungen 

für die Beschäftigten weiter zu verbessern. 

Die Ergebnisse im Einzelnen 

Das intensive H i nwirken der Arbeitsschutzverwaltung auf 

eine Systematisierung des Arbeitsschutzes hat offenbar 

im E inzelhandel noch nicht zu zufriedenstellenden Ergeb­

nissen geführt. D ie gesetzl ichen Pfl ichten werden durch­

schnittl ich nur zu 42 % vollständig erfül lt. 

Etwa 58 % der Betriebe weisen Mängel auf. In  25 % der 

Fäl le handelte es sich um so schwerwiegende Mängel 

im Arbeitsschutzsystem,  dass daraus eine "Rot-Bewer­

tung" im Erfassungssystem der Arbeitsschutzverwaltung 

(Ampelmodel l)  resu ltierte. Dabei ist eine Abhängigkeit 

von der Betriebsgröße erkennbar. Große Ketten mit zen­

tra ler Verwaltung schneiden h ierbei signifikant besser 

ab als kleine Betriebe oder Franchise-Unternehmen mit 
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Themen 

genossenschaftl icher Organ isat ion.  Ein gutes Arbeits­

schutzsystem im Betrieb wi rkt sich in der Regel positiv 

auf den gesamten Arbeitsschutz aus. " Rot" eingestufte 

Betriebe werden seitens der Arbeitsschutzverwaltung 

daher solange überwacht, b is eine "Grün-Einstufung" 

erfolgen kann.  

I m  Bereich der Arbeitszeit waren d ie Ergebnisse nicht so 

auffä l l ig wie aufgrund der in  der Vergangenheit eingegan­

genen Beschwerden befürchtet. 

Dies result iert nicht zuletzt aus der Tatsache, dass 50 % 

der Beschäftigten in Tei lzeit und 20 % in M in ijobs tätig 

s ind .  Damit l iegt im Einzelhandel eine Beschäftigungs­

situation vor, die durch e inen hohen Antei l  an potentiel l  

a ls prekär einzustufenden Arbeitsverhältnissen auffäl lt. 

In derartigen Arbeitsverhältnissen werden d ie gesetz­

l ichen Höchstarbeitszeiten in der Regel nicht erreicht. Die 

U nterbrechung der Arbeit durch Pausen ist erst ab e iner 

Arbeitszeit von mehr als sechs Stunden vorgeschrieben. 

Aus d iesen G ründen ergeben sich in  der Regel keine Ver­

stöße gegen Arbeitszeitvorschriften. 

Bei Tei lzeitbeschäftigungen oder M in ijobs besteht jedoch 

die M ögl ichkeit ,  dass Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh­

mer Beschäftigungsverhältn isse bei mehreren Arbeitge-

Weihnachtsbeleuchtung im Test 
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bern eingegangen s ind mit der Folge, dass d ie Arbeits­

zeiten zusammengezählt werden müssen. H ier befindet 

man sich in einer Grauzone, da weitere Beschäftigungs­

verhältnisse den Arbeitgebern lediglich in knapp 60 % 

der überprüften Unternehmen bekannt s ind .  Gesetzes­

verstöße können daher n icht vol lständig ausgeschlos­

sen werden, sind jedoch für die Arbeitsschutzbehörde 

kaum überprüf- bzw. nachweisbar, weil i n  der Regel keine 

nachprüfbaren U nterlagen über weitere Arbeitsverhält­

n isse vorhanden s ind.  Die wenigen signifikanten Auffäl­

l igkeiten bei der Prüfung der Arbeits-, Ruhe- und Pausen­

zeiten wurden mehrheitl ich in  Franchise-Unternehmen 

vorgefunden. H ier s ind deutl iche Ü berschreitungen der 

tägl ichen Höchstarbeitszeiten und die N ichteinhaltung 

der gesetzl ich vorgeschriebenen Ruhezeiten festgestel lt 

worden. In 90 % der überprüften Betriebe wurden die 

Arbeits-, Ruhe- und Pausenzeiten jedoch eingehalten. 

Auch Vor- und Nacharbeiten werden in  etwa 83 % der 

überprüften Betriebe als Arbeitszeit erfasst. 

Flucht- und Rettungswege waren in den überprüften 

Betrieben grundsätzl ich in ausreichender Anzahl vorhan­

den.  In  ca. 20 % der überprüften Geschäftsstellen war 

jedoch zu beanstanden, dass Fluchtwege nicht benutz­

bar, durch Material zugestellt oder durch verschlossene 



Notausgänge blockiert waren. Dies bedeutet eine erheb­

liche Gefährdung für Kundschaft und Personal, die sofor­

tiges Handeln erfordert. Bei der Überprüfung vorgefun­

dene Mängel ließ die Arbeitsschutzverwaltung deshalb 

unmittelbar beseitigen. 

Die Arbeitsschutzverwaltung wird den eingeschla­

genen Weg weiterverfolgen. Sie geht nach wie vor jeder 

Beschwerde nach und wird (zusätzlich) durch weitere 

Schwerpunktaktionen Präsenz zeigen. 

2. Weihnachtsbeleuchtung im Test 

In der Vorweihnachtszeit vom 02.11.2011 bis zum 

12.12.2011, nahm die Marktüberwachung der Bezirksre­

gierungen in einem kurzfristig anberaumten Programm 

Weihnachtsbeleuchtung unterschiedlicher Art kritisch 

unter die Lupe. Anlass waren Vorfälle in der Vergangen­

heit, in denen diese Art der Beleuchtung bei Überprü­

fungen immer wieder beanstandet wurde. 

Um einen umfassenden Marktüberblick zu erhalten 

und um die verschiedenen Vertriebswege abzudecken 

sowie um Doppelprüfungen zu vermeiden, zogen die 

fünf Bezirksregierungen jeweils bei unterschiedlichen 

Händlergruppen ihre Proben. Baumärkte und Gartencen­

ter, Drogeriemärkte, Warenhäuser und Lebensmittel­

discounter, aber auch sogenannte .. Billigläden" sowie 

Weihnachtsmärkte wurden von den Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeitern der Bezirksregierungen aufgesucht. Insge­

samt wurden 326 unterschiedliche Lampen, Lichtketten 

und Leuchten in Zusammenarbeit mit der Geräteunter­

suchungssteIle des Landes NRW im Landesinstitut für 

Gesundheit und Arbeit des Landes Nordrhein-Westfalen 

(L1GA.NRW) überprüft. 

Im Zuge der Aktion stellte sich heraus, dass sich der 

Markt in der letzten Zeit stark verändert hat. In der Ver­

gangenheit wurde Weihnachtsbeleuchtung in den mei­

sten Fällen mit Glühlampen mit 230 Volt betrieben. Diese 

Art der Beleuchtung ist heute stark in der Minderheit. Die 

meisten Leuchten werden jetzt mit LED-Lampen und 12 

oder 24 Volt betrieben. Diese Änderung führt schon auf 

Grund der geringeren Spannung zu einer erheblichen 

Senkung der Gefährdungen bei Verbraucherinnen und 

Verbrauchern durch elektrischen Strom. 
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Das Ergebnis der Aktion fiel daher aus Sicht der Verbrau­

chersicherheit insgesamt recht positiv aus. Zwar wurden 

bei 142 von 326 Produkten Mängel festgestellt. jedoch 

handelte es sich dabei zu 95 % um Kennzeichnungsmän­

gel mit keinem oder geringem Risiko für die Verbraucher­

innen und Verbraucher. Insbesondere wurde nach wie 

vor in einigen Fällen das europarechtlich geforderte CE­

Kennzeichen nicht an den Produkten angebracht. Auch 

nutzten verschiedene Hersteller das von vielen Verbrau­

cherinnen und Verbrauchern als besonderes Qualitäts­

merkmal geschätzte GS-Zeichen, obwohl sie dazu nicht 

berechtigt waren. Die Abstellung dieser Mängel wird 

durch die Marktüberwachung zeitnah von den Herstel­

lern gefordert werden. 

In acht Fällen wurden allerdings Risiken festgestellt, die 

wegen der Schwere der Mängel ein sofortiges Einschrei­

ten der Marktüberwachungsbehörden erforderten. So 

kam es etwa bei einer angeblich für den Außenbereich 

geeigneten Lampe in Sternform bei der Überprüfung der 

Wasserbeständigkeit in einer Regenkammer zu einem 

massiven Wassereinbruch in die Lampe. Diese Wasser­

aufnahme führte dazu, dass die Glühlampe in der Fas­

sung in das Wasser eintauchte. Ein solcher Mangel kann 

zu erheblichen Gefährdungen bei der Benutzung führen 

und ist in keiner Weise tolerabel. 

Das insgesamt erfreuliche Ergebnis der Aktion be-

stärkt die Marktüberwachung in der Wichtigkeit ihrer 

Prüfungen. Nach den oft unbefriedigenden Ergebnissen 

in den früheren Jahren mit vielen sicherheitstechnischen 

Mängeln und hohen Risiken für Verbraucherinnen und 

Verbraucher zeigt sich nun, dass der ständige Überwa­

chungsdruck zu insgesamt verbesserten Produkten am 

Markt führt. Auch wenn es nach wie vor nicht sichere 

Produkte gibt. kann man insgesamt eine Verbesserung 

der Situation feststellen. 

Dr. Maria Siekmeyer, Susanne Odrian, Ministerium für 

Arbeit. Integration und Soziales des Landes Nordrhein­

Westfalen, Dr. Jürgen Querbach, Bezirksregierung Mün­

ster, Eckhard Hennewig, Bezirksregierung Detmold 
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Belastungen von Beschäftigten mit Gefahrstoffen 
aufdecken - Wirksamkeit von Schutzmaßnahmen 
überprüfen .  

Bi o m o n itor i n g  a l s  Besta ndte i l  der Gefä hrd u ngs be ur­
te i l u ng.  

Die Bedeutung des Biomonitorings ist durch Weiterentwicklung der Kriterien für die Bewertung 
arbeitsmedizinischer Untersuchungsergebnisse in Form der sogenannten Referenzwerte in den 
letzten Jahren weiter gestiegen. Biomonitoring-Untersuchungen führten auch im Fall "Envio" im 
Jahr 2010 zur Aufdeckung der erheblichen Belastungen der Beschäftigten mit peB. 

Auf Grund dieser Erkenntnisse veranlasste d ie Bezi rksre­

gierung Arnsberg in Zusammenarbeit mit den Arbeitsme­

diz inern des Landesinstituts für Gesundheit und Arbeit 

des Landes Nordrhein-Westfalen (L lGA.N RW) auch im 

Jahre 2011 in  Betrieben verschiedener Branchen d ie  

Durchführung von Biomonitoring-Untersuchungen ,  wenn 

bei Tätigkeiten mit krebserzeugenden Gefahrstoffen 

Mängel festgestel lt wurden. Beispielsweise bei der Bereit­

ste l lung/Benutzung von persönl icher Schutzausrüstung 

(PSA),  bei fehlenden Pausenräumen bzw. Schwarz-Weiß­

Bereichen oder ungenügenden Hygienemaßnahmen. 

I n  a l len Verdachtsfäl len wurden tei ls erhebl iche Belas­

tungen mit den jewei l igen Stoffen oberhalb des Niveaus 

der Exposition aus der U mwelt ("a l lgemeine H intergrund­

belastung") festgestel lt .  Die Wirksamkeit der daraufhin 

getroffenen Schutzmaßnahmen wurde ebenfal ls durch 

Biomon itoring kontrol l iert. 

Medizinische und rechtliche Grundlagen 

Arbeitsmed iz in isches Biomonitoring erlaubt,  d ie indivi­

duel le innere Belastung, d ie aus e iner äußeren Exposition 

gegenüber Gefahrstoffen resu lt iert ,  zu bewerten, indem 

die Konzentrat ionen der Gefahrstoffe, deren Metabol iten 

oder biochemische bzw. biologische Effektparameter im 

biologischen Material von Beschäftigten gemessen wer­

den. Als U ntersuchungsmateria l ien stehen Blut- und Urin­

proben weit im Vordergrund. 

Je nach Halbwertzeiten können im Körper Expositionen 

mit Gefahrstoffen - unabhängig vom Expositionspfad -

noch nach Tagen, Wochen oder Jahren festgestel lt wer­

den. Deshalb s ind Biomonitoring-Messungen immer sinn­

vol l  bei Tätigkeiten, 
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• bei denen unmittelbarer Hautkontakt mit Gefahr­

stoffen besteht, d ie gut oder ü berwiegend ü ber d ie 

Haut aufgenommen werden (wie z. B .  peB) ,  

• bei denen eine Exposition gegenüber Gefahrstoffen 

mit langen biologischen Halbwertzeiten, krebserzeu­

genden, erbgutverändernden und fortpflanzungsge­

fährdenden Stoffen vor l iegt, 

• bei denen eine orale Aufnahme insbesondere durch 

ungenügende Hygienemaßnahmen oder feh lende bzw. 

ungeeignete persönl iche Schutzausrüstung von Be­

deutung sein kann (z. B. Schwermetal le) . 

Im Vergleich dazu stel len Luftmessungen nur den jewei­

l igen Ist-Zustand im Betrieb dar. Luftmessungen werden 

in der Regel angekündigt, Betriebsbedingungen können 

manipul iert werden. Es werden nur mögliche inhalative 

Expositionen ermittelt. Luftmessungen sind außerdem 

ungeeignet bei Arbeiten im Freien oder wenn auf Grund 

besonderer betriebl icher Bedingungen die Gefahrstoffe 

luftmesstechnisch schwer erfassbar s ind (z. B. bei Repa­

ratu ra rbeiten , Störu ngsbeseitigungsa rbeiten).  

Als Beurtei lungsmaßstab stehen neben den biologischen 

Grenzwerten nach Gefahrstoffverordnung/TRGS 903 

verschiedene Referenz- und Leitwerte zur Verfügung. 

Allgemeine und gefahrstoffbezogene I nformationen für 

den betriebl ichen Praktiker zu den aktuel l  verfügbaren 

Beurte i lungswerten f inden sich im Biomonitoring-Aus­

kunftssystem der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und 

Arbeitsmed iz in (BAuA). 
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Das Biomonitoring kann unter anderem mit Blutproben durchgeführt werden (Quelle: AOK-Mediendienst) 

Detai l l ierte H inweise zu Anlass, I nd ikation, Z ie len,  Anwendung von Referenzwerten in der arbeitsmedizi-

Durchführung, Beurte i lungswerten und zur notwen- nischen Praxis 

d igen Qua l itätssicherung s ind der TRGS 710 (wird 
Seit 2008 gibt es für viele Stoffe Beurte i lungswerte in  

zurzeit überarbeitet) w ie  auch der Leitl inie "Human-
Form von Biologischen Arbeitsstoff-Referenzwerten 

Biomonitoring" der Deutschen Gesellschaft für Arbeits-
(BAR) der Senatskommission der Deutschen For-

medizin und U mweltmedizin e. V. zu entnehmen. 
schungsgemeinschaft (DFG). Sie spiegeln d ie H inter-

Arbeitsmediz in isches B iomonitoring: grundbelastung der berufl ich u nbelasteten Al lgemein­

• ist Bestandte i l  der betriebsärztl ichen Aufgaben nach 

§ 3 ASiG, 

• kann m it Zust immung des Arbeitnehmers oder der 

Arbeitnehmerin zur Beurtei l ung der Gefährdung am 

Arbeitsplatz herangezogen werden (TRGS 710) ,  

• i st nach § 6 Abs.  2 ArbMedVV auch Bestandteil der 

arbeitsmediz in ischen Vorsorgeuntersuchung. 

Bei welchen Tätigkeiten mit Gefahrstoffen der Arbeit­

geber Pfl i chtuntersuchungen zu veranlassen hat, regelt 

Teil l des Anhangs der Verordnung zur arbeitsmed i­

z in ischen Vorsorge (ArbMedVV). Selbstverständl ich 

kann e in  B iomon itoring nur mit der Zustimmung der 

oder des Beschäftigten durchgeführt werden, es ist 

aber nach ArbMedVV Bestandtei l  der arbeitsmed iz i­

n ischen Vorsorgeuntersuchungen ,  soweit anerkannte 

Ana lyseverfahren und geeignete Beurtei lungswerte zur 

Verfügung stehen. 

bevölkerung im erwerbsfähigen Alter gegenüber in  der 

U mwelt vorkommenden Arbeitsstoffen wider (orientiert 

am 95. Perzenti i ) .  Durch den Vergleich von Biomonito­

ring-Messwerten bei berufl ich Exponierten mit den B io lo­

gischen Arbeitsstoff-Referenzwerten kann das Ausmaß 

einer berufl ichen Exposition erfasst werden. 

Da für krebserzeugende Arbeitsstoffe der EU-Kategorie 

Kl und K2 derzeit keine gesundheitsbasierten Grenzwerte 

im biologischen Material (z. B. B iologische Grenzwerte 

(BGW) der TRGS 903 oder Biologische Arbeitsstoff-Tole­

ranzwerte (BAT) der DFG) abgeleitet werden können, 

kommt den BAR auf der Basis des Ris ikoakzeptanz-Kon­

zeptes (s. BekGS 910) des Ausschusses für Gefahrstoffe 

(AGS) noch eine weitere Bedeutung zu. 

Nach gemeinsamen Empfehlungen für Biomon itoring 

bei Tätigkeiten mit krebserzeugenden Gefahrstoffen des 

AGS und des Ausschusses für Arbeitsmedizin (AfAMed) 
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2010 (s. Bek. d. BMAS v. 2 .8.2010 - I l l bl- 36628 - 1152) 

können bis zur geplanten Ableitung von Exposit ion­

R is iko-Beziehungen (ERB) in der Luft und in der Folge 

auch von arbeitsmed izinischen Äquivalenzwerten zum 

Akzeptanz- bzw. Toleranzrisiko im biologischen Material 

durch den AGS diese Referenzwerte übergangsweise den 

Akzeptanzrisiken gleichgestellt werden. H iernach wären 

Belastungen oberhalb  der Referenzwerte einem "mittle­

ren R is ikobereich" zuzuordnen und zögen Maßnahmen 

zur Expositionsminderung nach sich. A l lerdings weist 

das Bundesmin isterium für Arbeit und Soziales (BMAS) 

darauf h in ,  dass beide Bekanntmachungen rechtl ich 

(noch) nicht verbindl ich bzw. verankert s ind.  

Erfahrungen aus der Überwachung 2011 

I m  Folgenden wird an verschiedenen Beispielen aus dem 

Jahr 2011 demonstriert, wie durch Biomonitoring innere 

Belastungen von Beschäftigten mit Gefahrstoffen aufge­

deckt wurden und die Wirksamkeit von Schutzmaßnah­

men ü berprüft wurde. 

N ickelbelastungen bei Flammspritzanlagen und in  Ga lva­

n iken:  

• Durch Biomon itoring wurde nachgewiesen, dass meh­

rere M itarbeiter einer Fi rma bis zu lO-fach gegenüber 

dem Referenzwert erhöhte Nickelgehalte im Urin  auf­

wiesen. Durch technische Maßnahmen und geeignete 

PSA konnten die N ickelbelastungen bis zum Referenz­

wert reduziert werden. 

• In mehreren Galvaniken mit N ickelbädern konnten bei 

den M itarbeitern bis zu 15-fach gegenüber dem Refe­

renzwert erhöhte Nickelbelastungen festgestellt wer­

den. Mängel fanden sich bei der Absaugung, bei PSA 

und hygien ischen Maßnahmen. Die Umsetzung geeig­

neter Maßnahmen wird durch regelmäßiges Biomoni­

toring begleitet. 

PCB-Belastungen bei Entsorgungsbetrieben (Landespro­

gramm) 

• Auch im PCB-Landesprogramm konnten (geringgra­

d ig) erhöhte PCB-Belastungen von M itarbeitern b is 

zum 4-fachen der Referenzwerte in  Elektro-Schrottbe­

trieben nachgewiesen werden. 

Schwermeta l l  belastungen im Umfeld von I ndustrieanla­

gen (LANUV): Kontrol le bei Beschäftigten d ieser Betriebe 

• I nsbesondere im Umfeld von Edelstah lwerken wur-
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den erhöhte Nickel- und Chromwerte gemessen. Die 

Betriebe wurden aufgefordert, ihren M itarbeitern bei 

entsprechenden Tätigkeiten Biomonitoring anzubieten. 

Auch in  d iesen Betrieben konnten erhöhte Belastungen 

festgestellt werden. 

Belastungen durch polyzykl ische aromatische Kohlen­

wasserstoffe (PAK) bei m  Abplatten und Schreddern von 

Bahnschwellen und in einer Bodenaufbereitungsanlage: 

• Bei M itarbeitern wurden durch Biomonitoring zum Tei l  

über 100-fache Zusatzbelastungen durch PAK gegen­

ü ber dem Referenzwert festgestellt. Die Ursache lag 

insbesondere an fehlenden Schwarz-Weiß-Bereichen, 

ungeeigneter bzw. fehlender PSA und ungenügender 

Hygiene. Die Umsetzung der Maßnahmen wird durch 

e in regelmäßiges B iomonitoring begleitet. 

Fazit und Ausblick 

Der Einsatz des I nstruments B iomonitoring stößt in vielen 

Betrieben auf Widerstände, weil aus den bestehenden 

rechtl ichen Vorgaben eine Pfl icht zum Angebot eines B io­

monitorings oft nicht eindeutig abgeleitet werden kann. 

Für krebserzeugende Substanzen der Kategorien Kl und 

K2 l iegen derzeit keine gesundheitsbasierten Grenzwerte 

(BGW) vor. Insgesamt enthält d ie TRGS 903 (Ausgabe: 

Dezember 2006) nur für 51 Stoffe bzw. Stoffgruppen bio­

logische Grenzwerte. Auch befürchten Beschäftigte und 

Betriebsräte durch Biomonitoring häufig Eingriffe in  d ie 

Persönl ichkeitsrechte der Beschäftigten.  Der sinnvolle 

Einsatz von Biomonitoring stellt jedoch e inen wichtigen 

Beitrag im Rahmen der Gefährdungsbeurtei lung und 

der ind ividuel len arbeitsmedizinischen Vorsorge dar. Es 

können damit konkrete Belastungen der Beschäftigten -

unabhängig vom Expositionspfad - ermittelt und d ie Wirk­

samkeit von Schutzmaßnahmen ü berprüft werden. 

Wünschenswert wären konkretere gesetzl iche Rege­

lungen zum Einsatz von Biomon itoring bezogen auf 

best immte Gefahrstoffe, z. B.  im Rahmen der anstehen­

den Ü berarbeitung der ArbMedVV, sowie Handlungsh i lfen 

im Sinne arbeitsmed izin ischer Äquivalenzwerte im biolo­

gischen M aterial für die Umsetzung des Risikoakzeptanz­

Konzeptes in der betriebl ichen Praxis. 

Weitere Informationen 

Bekanntmachung 910 des AGS: http://www.baua.de/de/ 

Themen-von-A-Z/Gefahrstoffe/TRGS/pdf/Bekanntma­

chung-910.pdf? _blob=publ icationFi le&v=9 

Ris ikoakzeptanz-Konzept des AGS: http://www.baua .de/ 

de/Themen-von-A-Z/Gefahrstoffe/ AGS/Ris ikoakzep­

tanz-Konzept.html 

Biomon itoring Auskunftssystem:  http://www.baua.de/ 

de/Themen-von-A-Z/Gefahrstoffe/Biomon itoring/ Aus­

kunftsystem.html 

Bekanntmachung von Empfeh lungen für Biomonitoring bei 

Tätigkeiten mit  krebserzeugenden Gefahrstoffen :  http:// 

www.baua.de/de/Ueber-die-BAuA/Geschaeftsfuehrung­

von-Ausschuessen/ A f AMed/pdf /Bekanntmachung-Bio­

monitoring.pdf? _blob=publ icationFi le&v=2 

Dr. Barbara Niemann, Bezirksregierung Arnsberg, Dr. 

M ichael Hagmann,  Landesinstitut für Gesundheit und 

Arbeit des Landes Nordrhein-Westfalen 
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Sicherheit ein Leben lang?! 

Stresstest für Verbra u c h erprod u kte.  

Die allgemeinen Anforderungen an Produkte, die auf dem Markt bereit gestellt werden, sind ein­
deutig geregelt: Die Produkte dürfen bei "bestimmungsgemäßer" oder "vorhersehbarer" Ver­
wendung die Sicherheit und Gesundheit von Personen nicht gefährden. Produktsicherheitsrecht, 
Produkthaftungsrecht und Umweltrecht verpflichten den Hersteller, dabei die gesamte " Lebens­

dauer" der Produkte - also vom ersten Entwurf bis zur umweltgerechten Entsorgung - zu betrach­
ten. 

Trends in den Produktnormen 

Konkret ausformul iert werden d ie  gesetzl ichen Anfor­

derungen zur Produktsicherheit in der Regel in Pro­

duktnormen. Und da zeichnet s ich ein Trend ab: es fl ie­

ßen i mmer mehr Anforderungen wie Dauerprüfungen, 

Ausfa l lberechnungen und Betrachtungen zum E influss 

von Umweltbedingungen und Wechselwirkungen mit 

anderen Produkten oder Stoffen in  die Normen e in .  

Dieser Trend wird beispielsweise i n  Normen für Fahr­

räder offensicht l ich .  N i cht mehr nur  das Fahrrad a ls  

Gesamteinheit, sondern die einzelnen Fahrradkompo­

nenten müssen u mfangreichen und individuel len, kom­

ponentenbezogenen Dauerprüfungen unterzogen wer­

den. Wiederholraten von 100.000 Zyklen oder 100.000 

Umdrehungen sind dabei keine Seltenheit. Dies stel lt 

n icht nur für Herstel ler neue Herausforderungen dar, 

sondern auch Marktüberwachungsbehörden und Prüfin­

stitute und -stel len wie die Geräteuntersuchungsstel le 

(GUS) des Landes Nordrhein-Westfalen im Landesinsti­

tut für Gesundheit und Arbeit (LlGA.N RW) m üssen sich 

dem Thema Dauerprüfungen stel len.  

Der Prüfroboter der Geräteuntersuchungsstelle 

Anstel le von unzähl igen produktorientierten und teuren 

E inzelprüfständen setzt die Geräteuntersuchungsstel le 

des Landes NRW seit  Januar 2011 e inen frei program­

mierbaren Industrieroboter ein. Der 679 kg schwe-

re Roboter kann Traglasten bis zu 60 kg mit einer 

Geschwind igkeit von maximal 2 ,5 m/s und mit einer 

Wiederholgenauigkeit k le iner 0,06 mm in  a l len denk-

baren Lagen durch den Prüfraum bewegen. Bei kleineren 

Geschwind igkeiten s ind auch größere Lasten problemlos 

zu handhaben. Eine speziel le " Force-Torque-control"­

Erweiterung ermögl icht es dem Roboter, defin ierte 

Kräfte und Momente in bel iebiger Wiederholung auf d ie 

zu prüfenden Produkte einwi rken zu lassen.  So reicht 

das Anwendungsspektrum von Fal ltests für Bügelei-

sen über Dauerbelastungsprüfungen von Steckdosen 

oder Toastern bis hin zu wiederkehrender Belastung von 

Bürodrehstühlen mit defin ierten Prüflasten. Bei bauglei­

chen Produ kten können auch mehrere Produ kte para l lel 

geprüft werden. Die Dauer der Prüfzyklen l iegt zwischen 

wen igen Stunden und mehreren Tagen. Der Einsatzbe­

reich ist nahezu u nbegrenzt. 

Die b isherigen Erfahrungen m it dem Prüfroboter zeigen,  

dass eine rein theoretische Berechnung von s icherheits­

relevanten Komponenten eine tatsächl iche Dauerprüfung 

n icht ersetzen kann und die Notwendigkeit von Testreihen 

in  bestimmen Fäl len unumgänglich ist. 

Einsatzbeispiel 1:  

Marktüberwachung "Handkre issägen" der Bezirksregie­

rung Düsseldorf 

Handkreissägen mit oder ohne Spaltkei l  gehören m ittler­

weile zur Grundausstattung vieler Hobby-Handwerker. 

Der Spaltkei l  d ient als Führungshi lfe beim Sägen und 

sorgt zusätzl ich dafür ,  dass das durchtrennte Werkstück 

vom rotierenden Sägeblatt ferngehalten wird. 
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Der Prüfroboter der Geräteuntersuchungsstelle NRW 

I nsbesondere bei Handkreissägen ohne Spa ltkei l kann 

es vorkommen, dass sich die Säge beim Gebrauch ver­

kantet. H ier besteht die Gefahr eines Rückschlags und 

des Herausspringens der Säge aus dem Arbeitsbereich. 

Durch die lange Nachlaufzeit (mehrere Sekunden) und 

d ie Drehrichtung des Sägeblattes in  R ichtung des Ver­

wenders s ind dann sehr gefährl iche unkontrol l ierbare 

Bewegungen der laufenden Maschine mögl ich - ein frei 

laufendes Sägeblatt kann erhebl iche Verletzungen ver­

ursachen. Die entsprechende Produktnorm legt des­

halb besondere Anforderungen an Handkreissägen ohne 

Spaltkeil fest. (I nzwischen wurde die Produktnorm über­

arbeitet, so dass auch Handkreissägen mit Spaltkeil d ie 

gleichen Testzyklen bestehen müssen.) Die Schl ießzeit 

der bewegl ichen unteren Schutzhaube.  d ie das Säge­

blatt umschl ießt, darf 0,3 Sekunden n icht überschreiten. 

Zudem muss die Schutzhaube 50.000 Öffnungs- und 

Sch l ießzyklen standhalten - eine sehr hohe Anforderung 

an d ie Materia lfestigkeit, besonders an die der Schl ießfe­

der. 

Für eine Prüfung, ob die Geräte den Anforderungen der 

Norm entsprechen, wurden neun Handkreissägen ohne 

Spa ltkei l  verschiedenen Bau- und Handwerkermärkten 

als Proben entnommen und der GUS übergeben - " No­

Name-Produkte" und Produkte namhafter Hersteller zwi­

schen 35 und 260 Euro. Der seit Januar 2011 verfügbare 
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Prüfroboter der G U S  führte d ie notwend igen Öffnungs­

und Schl ießzyklen normgerecht an der Schutzhaube 

durch. 

Bei v ier der neun Sägen brach d ie  Schl ießfeder im 

Belastungstest. Der  Federbruch trat zwischen 4.700 und 

27.000 Zyklen e in - aus S icht der  Produ ktsicherheit e in  

sehr bedenkl iches Ergebnis .  Be i  einer Säge wurde das  

Gehäuse so beschäd igt. dass d ie Säge n icht mehr  funk­

t ionsfäh ig war, e ine weitere hatte formale Mängel in  den 

techn ischen Unterlagen. Somit lag d ie M ängelquote bei 

67 %. Als Konsequenz wurden fünf der neun Handkreis­

sägen als n icht verkehrsfähig e ingestuft. Die Marktüber­

wachungsbehörden (in NRW: d ie Bezi rksregierungen) 

sorgten dafür, dass die betreffenden M aschinen nun 

n icht mehr erhältl ich sind. 

Einsatzbeispiel 2: 

Marktüberwachung "Kapp- und Gehrungssägen" der 

Bezi rksregierung Düsseldorf 

Aufgrund der hohen Mängelquote bei Handkreissägen 

wurden daraufh in  5 Kapp- und Gehrungssägen zwischen 

65 und 120 Euro untersucht. Auch hier wurde vermu­

tet. dass d ie verbauten Federn , d ie  der S icherheit für 

den Verwender dienen, n icht dauerhaft den Belastungen 

standhalten. Ebenso wie die Handkreissägen fal len auch 



die Kapp- und Gehrungssägen in den Anwendungsbe­

reich der Maschinenverordnung. Eine der vielen Rah­

menbedingungen bei der Konstruktion und Fertigung von 

Maschinen ist die Forderung nach einer ausreichenden 

Widerstandsfähigkeit der verwendeten Bauteile gegen 

Ermüdung, Alterung und Verschleiß. So muss sich eine 

Kappsäge selbständig in die Ausgangsposition zurück­

bewegen, wenn sie losgelassen wird. Dabei wird das 

auslaufende Sägeblatt von einer Schutzhaube verdeckt. 

Konkretisiert werden diese Anforderungen in einer har­

monisierten Produktnorm. Bei den geprüften Sägen sor­

gen Torsionsfedern für die Rückstellung. Die Norm kon­

kretisiert, dass diese Torsionsfedern 100.000 Auf- und 

Niederbewegungen standhalten müssen, ohne dass es zu 

einem Federbruch kommt. Diese anspruchsvolle Bela­

stungsprüfung hat eine der fünf geprüften Sägen nicht 

überstanden. Es kam zum Bruch der Torsionsfeder. Ursa­

che war ein Fehler im Herstellungsprozess der Feder. 

Bei den anderen Sägen traten Verschleißerscheinungen 

auf, die zumindest in einem Fall noch gravierendere 

Folgen haben könnten. Nach 20.700 Bewegungszyklen 

brach an einer Säge der untere Begrenzungsbolzen, 

sodass sich das Sägeblatt. welches mit 5000 U/min 

rotiert, bei normaler Nutzung in den Aluminiumfuß der 

Arbeitsschutz in Nordrhein-Westfalen Jahresbericht 2011 

Maschine absenken ließ. Die zuständige Marktaufsicht­

behörde bewirkte beim Hersteller einen Rückruf dieser 

Modellreihe. Bei zwei weiteren Sägen haben die Schließ­

mechanismen der Schutzhauben vorzeitig versagt, 

sodass Verwender das rotierende Sägeblatt in der Grund­

stellung berühren könnten. Die für den Hersteller örtlich 

zuständigen Marktaufsichtsbehörden wurden über die 

Prüfergebnisse informiert. 

Da in der entsprechenden Produktnorm ein Versagen des 

Schließmechanismus im Rahmen einer Wiederholungs­

prüfung nicht als Mangel zu bewerten ist, wurde auch das 

entsprechende Normengremium, die Zentralstelle der 

Länder für Sicherheitstechnik (ZLS) und die Kommission 

für Arbeitsschutz und Normung (KAN) über die Prüfer­

gebnisse informiert. So soll erreicht werden, dass durch 

solche Prüfverfahren offenkundig gewordene Sicher­

heitsmängel künftig Eingang in die Produktnormung fin­

den. 

Martin Nordhaus, Landesinstitut für Gesundheit und 

Arbeit des Landes Nordrhein-Westfalen, Andreas Münch, 

Bezirksregierung Düsseldorf 
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Kurzmeldungen 

Arbeitsschutz gemeinsam anpacken .  

GDA- Leit l i nie Orga n i sat i o n  d es betrie b lic h e n  Arbe its­
sch utzes . 

Nach intensiver Vorbereitung sind am 15. Dezember 2011 die GDA-Leitlinie Organisation des be­
trieblichen Arbeitsschutzes sowie die überarbeitete GDA-Leitlinie Gefährdungsbeurteilung und 
Dokumentation verabschiedet worden. 

Beide Leitl in ien richten sich an d ie  Unfal lversicherungs­

träger und die staatl ichen Arbeitsschutzverwaltungen 

der Länder und beschreiben das gemeinsame Grundver­

ständnis ,  a lso die Grundlage für ein abgestimmtes Vorge­

hen bei der Beratung und Ü berwachung der Betriebe. 

Die Ü berprüfung der Organ isation des betriebl ichen 

Arbeitsschutzes ist somit ein Kernthema für die Auf­

sichtsd ienste, da eine gute betriebl iche Arbeitsschutz­

organ isation d ie  Grundvoraussetzung für gute Arbeits­

bedingungen ist. Die Leitl in ie Arbeitsschutzorganisation 

legt den Rahmen für die Beratung und Ü berwachung der 

Organisation des betriebl ichen Arbeitsschutzes fest. Die 

Arbeitsschutzorgan isation sol l  bei jeder Betriebsbesichti­

gung überprüft werden, bei der Fragen der S icherheit und 

des Gesundheitsschutzes bei der Arbeit im Vordergrund 

stehen. Grundsätzl ich gilt dies unabhängig von deren 

U mfang und Anlass. Die I nhalte der Überprüfung s ind in 

15 Elemente untergl iedert. Davon stel len sechs Elemente 

den M indestprüfumfang dar und weitere neun Elemente 

können je nach Anlass und betriebl icher Situation er­

gänzend angewendet werden. 

Mindestprüfumfang: 

1. Verantwortung und Aufgabenübertragung 

2. Überwachung der E inhaltung der übertragenen 

Pfl ichten und Kontrol le der Aufgabenerledigung 

3. Erfü l lung der Organ isationspflichten aus dem ASiG 

4. S icherstel lung notwendiger Qual if ikationen für den 

Arbeitsschutz bei Führungskräften ,  Funktionsträgern 

und Beschäftigten mit best immten Aufgaben 

5. Organisation der Durchführung der Gefährdungsbeur­

tei lung 

6. Geeignete Regelungen für d ie Durchführung und 

Dokumentation von Unterweisungen 
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Ergänzende Prüfelemente: 

7. U mgang mit behörd l ichen Auflagen,  z. B. Genehmi­

gungen, Erlaubnissen, Besichtigungsschreiben 

8 .  Handhabung der Rechtsvorschriften sowie des tech­

n ischen und betriebl ichen Regelwerks, insbesondere 

bei Änderungen der Rechtsvorschriften 

9. E inbeziehung der besonderen Funktionsträger 

10. Kommunikation des Arbeitsschutzes 

11. Organisation der arbeitsmed izin ischen Vorsorge 

12. Regelungen zur Planung und Beschaffung 

13. I nformation und E inbindung von Fremdfirmen 

14. Integration von zeitl ich befristet Beschäftigten (z. B. 

Zeitarbeitnehmerinnen und Zeitarbeitnehmer, 

Praktikantinnen und Prakt ika nten) 

15. Organisation von Notfal lmaßnahmen/Erste H i lfe 

M it H i lfe einer drei stufigen Skala (Ampel -Model l)  wird d ie 

betriebl iche Arbeitsschutzorgan isation bewertet. Dazu 

finden sich im Anhang der Leitl in ie exemplarische Leitfra­

gen und Beurtei lungskriterien . Handlungsbedarf für die 

Betriebe wird immer bei e iner gelben oder roten Bewer­

tung gesehen. 

Weitere I nformationen 

Die Leitl in ie  Organ isation des betrieblichen Arbeits­

schutzes sowie d ie überarbeitete GDA-Leitl in ie  Gefähr­

dungsbeurtei lung und Dokumentation finden Sie im GDA­

Portal unter www.gda-portal .de in  der Rubrik " Betreuung 

der Betriebe". 

Die Leit l in ien stehen somit bei der Erarbeitung der neuen 

GDA-Arbeitsprogramme für die Periode 2013-2018 zur 

Verfügung und konkretis ieren insbesondere das neue 

GDA-Ziel "Verbesserung der Organisation des betrieb­

l i chen Arbeitsschutzes" . 

D ip l . - Ing. Elke Lins, M i n isterium für Arbeit, I ntegration 

und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen 
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Kön nen Sie abschalten? 

Der S e l bstc heck zur Erh o l u ngsfä h igke i t .  

Viele Daten zu Erhebungen von Arbeitsbedingungen deuten darauf hin, dass es Beschäftigten 
zunehmend schwerer fällt, sich angemessen zu regenerieren. Individuelle und strukturelle Ursa­

chen (sowohl arbeits- als auch freizeitbedingt) können dafür verantwortlich gemacht werden. Die 
Erholungsforschung greift diese Phänomene in jüngerer Zeit wieder verstärkt auf. Teilweise muss 
das vorhandene Wissen zu Modellen, Messmethoden und Werkzeugen auf die sich verändernden 
Rahmenbedingungen angepasst werden. Neben weiterer differenzierter Forschung ist u. a. auch 
die Änderung bzw. Weiterentwicklung von Empfehlungen zu Pausenregimen, Arbeitszeitmodellen, 

Arbeitsorganisation sowie individueller Unterstützungsangebote notwendig. 

Das Landesinstitut für Gesundheit und Arbeit des Landes 

Nordrhei n-Westfalen (LlGA.NRW) hat dazu in  Koope­

ration m it der Bergischen Un iversität Wuppertal theo­

riegeleitet und nach wissenschaftl ich strengen Routi-

nen e in Verfahren zum Selbsttest entwickelt. Dieser 

Selbstcheck zur Erholungsfähigkeit ist ein schnel les und 

empfehlungsorientiertes Onl ine-Werkzeug für Beschäf­

tigte . Er stel lt 16 Fragen zum Erholungsverhalten und zu 

erholungsbezogenen Einstel lungen sowie fünf Fragen 

zu soziodemografischen Angaben. E in  Verknüpfungs­

Algorithmus fügt nach der Eingabe der Daten via I nternet 

entsprechende Rückmeldungsbausteine zusammen. Die 

sofortige Rückmeldung nach dem Ausfül len bietet typi­

sierte Gestaltungsempfehlungen, a l lgemeine Tipps sowie 

Link-Hinweise. 

Ausfüllen 
des Bogens 

• 

Ausdruck 
der individuellen 
Rückmeldung 

I m  Zuge der Verbreitung des neuen Selbstchecks ist 

u.  a .  vorgesehen, das Angebot bei Partnerinstitutionen 

zu verl inken. Ferner ist e in Leitfaden für Beschäftigte als 

Printversion geplant, i n  dem zeitgemäße Tipps und 

Empfehlungen zur Erholung gegeben werden und der 

Selbstcheck ebenfal ls  enthalten sein wird .  

Weitere I nformationen zur  Entwicklung des  Selbst­

checks: 

Seiler, K. & Lehmann,  E .  (in Druck). Wann tanken Sie auf? 

Der Selbstcheck Erholungsfähigkeit. In A. Schmidt & J .  

Schröder (Hrsg.) ,  Beiträge z u m  1 2 .  BG F-Symposium. 

Köln:  Institut für  Betriebliche Gesundheitsförderung. 

Dr. Kai Sei ler, Landesinstitut für Gesundheit und Arbeit 

des Landes Nordrhein-Westfa len 

Übermittlung an 
ein Rechenmodul 

Algorithmus 
verknüpft 

mit Empfeh-
lungen 

Werbung über 
verschiedene 

Kanäle Ergebnis mit Tipps 
und Empfehlungen 
wird im Internet 
angezeigt 

Eingaben j 

Die Funktionsweise des Selbstchecks 
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Kurzmeldungen 

Die Rechte von Auszubildenden stärken.  

Verstöße gege n Arbe itszeitvorschrifte n führe n zu 
Aus b i l d u ngsab brüc h e n .  

Der demografische Wandel und der damit einhergehende Fachkräftemangel machen es deutlich: 

Die Ausbildung junger Menschen wird für Unternehmen und für unsere Volkswirtschaft immer 
wichtiger. Deshalb werden heute von Schulen, Betrieben und Kammern große Anstrengungen un­

ternommen, Jugendliche für die Ausbildung zu qualifizieren und sie bei der Berufswahl zu unter­
stützen. 

Wenn Jugend l iche ihre Berufsausbi ldung dann abbre­

chen, ist das für a l le Betei l igten ärgerl ich .  Die Gründe 

für eine solche Entscheidung können sehr unterschied­

l ich sein .  Gespräche mit Kammern, besorgten Eltern und 

betroffenen Jugendl ichen haben ergeben, dass d ie Belas­

tungen durch Arbeitszeiten, d ie über den vom J ugendar­

beitsschutzgesetz erlaubten Rahmen h inausgehen, e in  

nicht zu unterschätzender Grund für  Ausbi ldungsabbrü­

che sind. Im vergangenen Jahr wurden im Regierungsbe­

zirk Detmold in zwei Fäl len von Verstößen gegen Arbeits­

zeitvorschriften Bußgelder in  vierstel l iger Höhe verhängt. 

Auf einen Fall im gastronomischen Bereich machte d ie 

zuständ ige Kammer zusammen mit der M utter einer 

17-jährigen Auszubi ldenden aufmerksam.  In  dem Aus­

b i ldungsbetrieb kam es zu massiven Verletzungen der 

Nachtruhevorschriften. Die Auswertung der Arbeitszeit­

aufzeichnungen ergab Arbeitszeiten nach 23 Uhr und 

Sch ichtzeiten, die der Jugend l ichen nur wenig Freizeit 

und Nachtruhe l ießen. M indestens 12 freie Stunden müs­

sen j ugendl iche Auszubildende zwischen Feierabend und 

Arbeitsbeginn am nächsten Tag haben. 

Pausen- und Ruhezeiten für jugendliche Auszubildende sind 

gesetzlich geregelt 

18 

Eine junge Frau beschwerte sich nach bestandener Aus­

bi ldungsabschlussprüfung über ihren Ausbi ldungsbe­

trieb. Bei der Überprüfung des Handwerksbetriebs stel lte 

s ich heraus, dass d ie vorgeschriebene Pause von ins­

gesamt einer Stunde der jugendl ichen Auszubildenden 

nicht gewährt worden war. Auch sonst war d ie Jugendl i ­

che wie eine Erwachsene belastet worden: Sie hatte mehr 

als 8 Stunden am Tag arbeiten m üssen, auch Samstags­

arbeit war vorgekommen. Die Schichtzeit (Arbeitszeit 

plus Pausen) die bei Jugendl ichen 10-11 Stunden nicht 

überschreiten darf, war öfter ü berschritten worden. Als 

16-Jährige waren ihr  sogar d ie ihr  zustehenden Urlaubs­

tage nicht vol lständig gewährt worden. Belehrungen und 

weitere Ü berprüfungen des Handwerksbetriebes werden 

sicherstel len,  dass sich die Arbeitszeitsituation für d ie  

dort weiterh in  beschäftigte minderjährige Auszubi ldende 

verbessert. 

Weitere Informationen: 

I nfos zum Jugendarbeitsschutzgesetz unter: http:// 

www.arbeitsschutz.nrw.de/Themenfelder /j ugenda r­

beitsschutz/index.php 

Broschüre "Klare Sache - Jugendarbeitsschutz und Kin­

derarbeitsschutzverordnung" des Bundesmin isteriums 

für Arbeit und Soziales, a ls Download oder zum Bestel­

len: 

http://www.bmas.de/D E/Service/Publ i kationen/ a 707-

klare-sache-jugendarbeitsschutz-und-kinderarbeits­

schutzverordnung.html 

Marjenne Wi lkening, Sven Holubicka, Bezirksregieru ng 

Detmold 
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Gas geben mit Autogas. 

E i n  exp l os ives T h e m a  für d e n  Arbe itssc h utz . 

Am 27.09.2011 kam es in einer Kfz-Werkstatt in Bocholt zu einer Explosion bei Reparaturarbeiten 
an einem Pkw-Flüssiggastank. Zwei Personen erlitten schwere Brandverletzungen, eine erlag Wo­
chen später ihren Verletzungen. 

Bei der Reparaturannahme durch d ie  auf Autogasanlagen 

spez ia l isierte Kfz-Werkstatt wurde ein Defekt am Ventil 

des Flüssiggastanks vermutet. Für d ie Reparatur war der 

Ausbau des Mu ltiventi ls und somit das Öffnen des Gas­

tanks erforder l ich .  D ieser Arbeitsschritt wird nur  selten 

durchgeführt und ist mit einem hohen Gefahrenpoten­

tial verbunden. Der Werkstattinhaber und sein 16-jäh­

riger Auszubi ldender lösten d ie  Ventilverschraubung, es 

kam zu einer massiven Gasfreisetzung und zur Explosion 

mit anschl ießendem Brand. Unmittelbar in der Flam-

me stehend, erl itt der Werkstattinhaber Verbrennungen 

am Oberkörper, d ie nach dreiwöch igem Koma zum Tod 

führten. Der h inter seinem Chef stehende Auszubi ldende 

wurde nach mehrwöchigem Koma und d iversen Haut­

transplantationen nach Hause entlassen,  wann er wieder 

arbeiten kann,  ist u ngewiss. 

Schaden am Kraftfahrzeug und am Ventil des 80 Liter 

Flüssiggastanks 

Die vor Ort ermittelnden Institutionen, der von der 

Staatsanwaltschaft beauftragte Brandsachverständige, 

der Technische Aufs ichtsbeamte (TAB) der Berufsgenos­

senschaft und das Dezernat Arbeitsschutz der Bezirks­

regierung, konnten schnel l e inen technischen Defekt 

ausschl ießen. Tankventile dürfen grundsätzl ich nur bei 

leerem Tank und unter Beachtu ng weiterer S icherungs­

maßnahmen gewechselt werden. Sowohl die vorgefun­

dene Situation a ls  auch d ie Befragung von Zeugen ergab, 

dass d ieser Grundsatz vernachlässigt worden war. Feh­

lende Gefährdungsbeurtei lung und Betriebsanweisung 

sowie d ie U nkenntnis des von Berufsgenossenschaft 

und Kraftfahrzeuggewerbe erarbeiteten " Praxisratge-

ber Tankentleerung bei Flüssiggas (LPG) - Fahrzeugen" 

kamen h inzu .  

Der  Weiterbetrieb der  Werkstatt erfolgt d urch den Sohn, 

der zukünftig a l lgemeine Reparaturen an Gasanlagen 

unter Aufsicht und nach Unterweisung mittels erforder­

l icher Betriebsanweisung durchführen lässt. Tätigkeiten 

an Gasanlagen dürfen laut § 41a der Straßenverkehrszu­

lassungsordnung nur d urch anerkannte Kfz-Werkstätten 

erfolgen. D ie erforderl iche Qual if ikation Gas-System-Prü­

fung (GSP) muss al le d rei Jahre wiederholt werden. 

Durch d ie  Weitergabe der Erkenntnisse an d ie Schu­

lungsträger für d ie  Qual ifi kationen Gas-System-Prüfung 

(GSP) und Gasanlagenprüfung (GAP) sollen d ieses 

Unfal lereign is ,  d ie daraus resu lt ierenden Maßnahmen 

sowie d ie  Anwend ung des Praxisratgebers Tankentlee­

rung einem weiten Kreis von Werkstattfachpersonal 

bekannt gegeben werden.  

Weitere Informationen 

Den " Praxisratgeber Tankentleerung bei Flüss iggas 

(LPG) - Fahrzeugen" f inden Sie unter: http://www.bghm. 

de/fi leadmin/downloads/FA_MO/Praxisratgeber _ Tank­

entleerung_3_25.09.2009.pdf 

D ip l . - I ng. (FH) Klaus Testroet, Bezirksregierung M ünster 
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"lOOOmal ist es gut gegangen und auf einmal hat 
es geknallt." 

U nfa l l  m it Thermoö l -An l age . 

Bei einer Thermoöl-Anlage zur Wärmeübertragung entstehen im Thermoöl betriebsbedingt leicht 
siedende Bestandteile, die über ein Ausgasungssystem ausgeschleust werden müssen. Diese 
leicht siedenden Bestandteile werden in der Regel in einem Kondensatbehälter gesammelt und 
von dort mittels eines Bechers o. ä. von einem Mitarbeiter in ein 200 I-Stahlfass umgefüllt. 

Beim E infül len d ieses Kondensats in das 200 I -Stahlge­

b inde kam es in  einer Großbäckerei zu einer Verpuffung, 

wodurch der M itarbeiter erhebliche Verbrennungen an 

Kopf, Schu lter und Arm erl itt. 

Aufgrund des hohen Leichtsiederanteiles in dem Konden­

sat ist der Flammpunkt d ieser Flüss igkeit derart herab­

gesetzt, dass man h ierfür eine neue gefahrstoffrechtl iche 

Einstufung durchführen muss. Anhand der im Nachhi­

nein erstellten Analyti k  wurde e in Flammpunkt unter­

halb von 210 C ermittelt. Damit ist für das Kondensat das 

Gefahrenmerkmal F - leichtentzündl ich - nach Richtl in ie 

67/548/EWG zutreffend. Mit d iesem Wissen hätte für 

d iese Tätigkeit eine entsprechende Gefährdungsbeurtei­

lung nach § 6 Gefahrstoffverordnung (GefStoffV) unter 

Berücksichtigung des Explosionsschutzes durchgeführt 

werden müssen. H ierbei wäre aufgefal len,  dass das Fass, 

das auf einer Kunststoffpalette stand, unzureichend geer­

det war. Ein durch statische Aufladung erzeugter Funke in  

Verbindung mit der  Dampfphase der  leichtentzündl ichen 

Flüssigkeit im Fassgebinde ermöglichte das Unfallge­

schehen. 

Umfü"ste"e für Kondensat aus der Thermoöl-Anlage nach 

dem Unfall 

Statt die Tätigkeit mit der leichtentzündl ichen Flüssigkeit 

in  die Gefährdungsbeurtei lung aufzunehmen und ent­

sprechende Schutzmaßnahmen festzulegen, hatte man 

sich von betriebl icher Seite nur an dem Sicherheitsdaten­

blatt für das Thermoöl orientiert. Da für das frisch ange­

l ieferte Thermoöl der Flammpunkt mit 1800 C angegeben 

ist, war die Gefährdung durch die Tätigkeit m it einer leicht-
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entzündl ichen Flüssigkeit bisher im Rahmen der Gefähr­

dungsbeurtei l ung durch den Betrieb nicht erkannt worden. 

Stichpunktartige Überprüfungen in weiteren Großbäcke­

reien zeigten, dass das Nichterkennen d ieser Gefährdung 

in  der Branche weit verbreitet ist. Dazu trägt auch bei ,  

dass von Seiten der Thermoölproduzenten auf die Gefahr 

bei Tätigkeiten mit dem Zersetzungsprodukt Leichtsieder 

n icht ausreichend h ingewiesen wird. G leiches gilt für d ie 

Anlagenbauer von Thermoöl-Anlagen, d ie d iese Tätigkeit 

n icht mehr zum Bestandteil ihrer Betriebsbeschreibung 

und Anlage machen. 

U m  derartige Unfäl le zukünftig zu verh indern, gi lt es aus 

d iesem U nfal lgeschehen zu lernen. Die zuständ ige Bezirks­

regierung hat das Gespräch mit dem Stoffherstel ler und 

dem Anlagenbauer gesucht. Diese werden unter ihren 

Beschäftigten und auf den jewei l igen Verbandebenen d ie 

Gefährdung kommuniz ieren. Des Weiteren wurde Kon­

takt mit der Berufsgenossenschaft Nahrungsmittel und 

Gastgewerbe (BGN) aufgenommen, damit auch ü ber d iese 

Schiene die I nformation über die Gefährdung mit Leicht­

siedern aus Thermoöl-Anlagen in die Bäckereien getragen 

wird. 

Umfü"ste"e tür Kondensat aus der Thermoöl-Anlage unter 

Berücksichtigung des Explosionsschutzes 

Unabhängig von dem Einzelfa l l  wurde hier wieder einmal 

deutl ich ,  dass bei Tätigkeiten mit Stoffen und Gemischen 

immer zu berücksichtigen ist. ob sich die Ursprungsgefähr­

dung im Anwendungsprozess verändert. 

Dip! .  - Phys. Ing. M ichael Jakob, Bezirksregierung Detmold 
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Explosion auf dem Schrottplatz. 

Pro bearbeit  o h n e U nterwe i s u ng.  

Bei Brennschneidarbeiten auf einem Schrottplatz explodierte ein Fass mit 200 Litern Fassungs­
vermögen. Durch die darin enthaltene brennbare Flüssigkeit wurde ein Mensch schwer verletzt. 

Ein Rohstoffrecycl ingbetrieb suchte eine neue Arbeits­

kraft für die Sortierung und Zerlegung von Metal lschrott. 

Auf die Ausschreibung meldete sich telefonisch e in  

Arbeitssuchender, der  zu e inem Probearbeitstag eingela­

den wurde. Am vereinbarten Probetag war der U nterneh­

mer nicht anwesend. Der Bewerber wurde stel lvertretend 

vom Einkäufer des U nternehmens empfangen und ohne 

weitere E inweisung an e inen sogenannten Platzarbeiter 

übergeben. Der Platzarbeiter führte den Bewerber an den 

Brennschneideplatz, damit dieser dort seine Qual ifi kation 

unter Beweis stel len sol le.  

Eine deta i l l ierte, auf den Arbeitsplatz bezogene E inwei­

sung fand n icht statt. Dem Bewerber wurde ledigl ich 

gesagt, dass er d ie zu zerschneidenden Teile in  handhab­

bare Größen trennen sol le. Der Platzarbeiter entfernte 

sich daraufh in  vom Brennschneideplatz, ohne den Bewer­

ber ü ber die mögl ichen besonderen Gefahren an d iesem 

Arbeitsplatz aufzuklären.  Bereits kurze Zeit später ver­

nahmen die Platzarbeiter des Rohstoffrecycl ingbetriebes 

aus dem Bereich des Brennschneideplatzes einen explo­

sionsartigen Knall und eine Stichflamme. Gleich darauf 

l ief der Bewerber mit brennender Kleidung orientierungs­

los über den Platz. 

Der Brennschneideplatz nach dem Unfal l  

Die Unfal luntersuchung ergab, dass bei der Brennschnei­

detätigkeit der I nhalt eines 200 Liter Fasses entzün-

det wurde und infolge dessen explodierte. Der Explosi­

onsdruck schleuderte das Fass durch die Luft und der 

brennende I nhalt verteilte sich. Der Bewerber war für 

diese Tätigkeit nur unzureichend mit einer persönl ichen 

Schutzausrüstung (PSA) ausgestattet worden .  So ergoss 

sich die brennende Substanz auf seinen ungeschützten 

Körper und fügte ihm in Tei lbereichen Verbrennungen 

3. Grades zu. 

Die Ursache des U nfal ls war,  dass der Bewerber die 

Tätigkeit ohne die erforderl iche Unterweisung aufneh­

men musste. Der Gesetzgeber hat die U nterweisung von 

Beschäftigten als verpflichtendes Handeln für Arbeit­

geber im Arbeitsschutzgesetz festgelegt. Die Unter­

weisung verlangt Anweisungen und Erläuterungen, d ie 

d ie Besonderheiten des jewei l igen Arbeitsplatzes bzw. 

Tätigkeitsbereiches erfassen. Die U nterweisung hätte i m  

vorl iegenden Fall auch d i e  Qual ifi kation des Bewerbers 

aufgezeigt. H ierbei hätten fehlende Kenntnisse erkannt 

und ausgeräu mt werden können. Die U nterweisung hätte 

zudem aufgezeigt, dass dem Bewerber die für d ie  Tätig­

keit des Brennschneidens geeignete und erforderliche 

persönl iche Schutzausrüstung (PSA) zur Verfügung zu 

stel len ist. Die U nterweisung von Beschäftigten ist e in 

unerläss l iches Instrument für d ie  sichere Ausführu ng 

jeder Tätigkeit. 

Weitere Informationen: 

I nformationen zur Unterweisung von Beschäftigten und 

eine Mustervorlage finden Sie u nter: 

http://www.arbeitsschutz.nrw.de/Themenfelder / 

arbeitsschutzsystem�efaehrdungsbeurtei lung/arbeits­

schutzsystem-im-betrieb/index.php 

Andreas Scheib ,  Bezi rksregierung Köln 
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Gefährlicher Straßentransport von Altbatterien .  

S c h utzvorsc hrifte n i n  der Praxis  n o c h  n i cht  a nge­
ko m m e n .  

Durch den Transport von Lithium-Ionen-Altbatterien kam es im Frühjahr 2011 zu einem Brand auf 
der Ladefläche eines geschlossenen Kleintransporters. Die Batterien wurden in loser Schüttung 
in einem Sammelbehälter befördert. So konnten die ungeschützten Pole Kontakt miteinander be­
kommen und Kurzschlüsse erzeugen, die zu starker Erhitzung im Inneren des Behälters und letzt­
lich zum Ausbrennen des gesamten Transportfahrzeuges führten. 

Die Vorschriften des Abfal l - und Gefahrgutrechts hierzu 

s ind eindeutig. Diese Altbatterien s ind mit  abgeklebten 

Polen zu transportieren, es sei denn, sie werden in beson­

deren Behältern entsprechend der Verpackungsanwei­

sung P903b oder in der Originalverpackung transportiert 

und entsorgt. 

I n  der Praxis jedoch werden d iese Batterien zusam­

men mit N ickel-Cadmium-Batterien von den Kunden in 

Einzelhandelsgeschäften in  bereitgestel lten Sammel­

behältern entsorgt. Motorradwerkstätten nehmen alte 

Lith ium- Ionen-Batterien von i hren Kunden ebenfal ls  

zur Entsorgung zurück. Die Batterien werden der mit 

der Beförderung beauftragten Person dann in  größe­

ren Sammelbehältern, z. B .  in Kunststofffässern , in 

loser Schüttung mit frei l iegenden Polen übergeben. Da 

d ie effektiveren Lith ium- Ionen-Batterien in Zukunft die 

N ickel-Cadmium- oder Alkal ibatterien immer mehr vom 

Markt verdrängen werden, könnten gefährl iche Entsor-

gungstransporte und Beförderungsprobleme sogar noch 

zunehmen. 

Die Schutzvorschriften existieren bereits heute, s ie sind 

in der Praxis nur noch n icht angekommen. Die Arbeits­

schützer der Bezirksregierungen wi rken daher bei den 

Firmen darauf hin, dass zumindest d ie großen Altbatte­

rien n icht in loser Schüttung gesammelt werden. Es wird 

ferner an neuen Lösungsansätzen gearbeitet, u m  z. B. die 

Einzelhandels- und Logist ikverbände sowie d ie Gebäu­

deversicherer für den Einzelhandel ü ber d ie Brand- und 

Transportgefahren bei der Lagerung und Beförderung 

dieser Batterien zu informieren. Das sichere Einsammeln 

und Transportieren d ieser Batterien reduziert schl ießl ich 

die Brandgefahren in  Gebäuden und auf Transportfahr­

zeugen, was sich auch in geldwertigen Anreizen, z. B .  i n  

einer M inderung von Versicherungsbeiträgen, n ieder­

schlagen könnte. 

Jörg Flossbach,  Bezirksregierung Münster 

Ein nicht sachgerechter Transport von Altbatterien kann gefährlich werden 
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Tödliches Pflaster. 

Arbeitssc h utz be i  Stra ße n ba u arbeite n .  

Es ist Dienstag, der 21.06.2011, ein angenehmer Frühsommertag mit trockener Witterung, als zwei 
Straßenwärter morgens die Autobahnmeisterei Düren verlassen. Einer von ihnen kehrt nachmit­
tags nicht zurück. 

Die beiden haben den Auftrag, auf einem Streckenab­

schnitt der BAB 44 die Standspur mit einer Kehrma­

schine zu reinigen. An jedem Oberflächenwasserein lauf 

müssen sie anhalten, u m  die Fangkörbe mit H i lfe eines 

Saugrüssels zu reinigen. Das zum Öffnen der Schächte 

erforderliche Werkzeug müssen sie aus dem fahrbahn­

seitigen Werkzeugkasten entnehmen. In  d iesem M oment 

gerät ein sich nähernder LKW ins Schl ingern und streift 

mit dem Außenspiegel d ie Kehrmaschi ne. Dabei wird 

einer der Arbeitnehmer, 42 Jahre alt, voll erfasst und töd­

lich verletzt. Sein ein Jahr ä lterer Kollege, der unmittelbar 

neben ihm steht, kommt mit Prel lungen, Schürfwunden 

und einem Schock davon. 

Zum Zeitpunkt des Unfal ls ist die orange Kehrmasch i ­

ne  rückwärtig mit e inem großen leuchtenden Warnkreuz 

ausgestattet. Die Straßenwärter tragen orange Warn­

kleidung. Eine Absicherung des Rückraums oder eine 

Absperrung der rechten Fahrspur gibt es nicht.  

Von der Pol izei und der zuständigen Staatsanwaltschaft 

wird der Unfall zunächst nur als Verkehrsunfa l l  und straf­

rechtl ich als fahrlässige Tötung d urch den 

LKW-Fahrer betrachtet. Dass Arbeitsschutz-Defizite 

unfa l lursächl ich gewesen sein könnten, wird erst durch 

die Unfal luntersuchung der Bezirksregierung Köln deut­

lich. Die Ermitt lungen beim Arbeitgeber ergeben, dass 

es für d ie durchzuführenden Reinigungsarbeiten keine 

Gefährdungsbeurtei lung und keine Unterweisungen der 

Beschäftigten gibt.  Zum Schutz der Beschäftigten wurde 

lediglich die Richtl inie für d ie S icherung von Arbeitsstel­

len an Straßen (RSA) als maßgebend herangezogen .  

D ie  im Nachgang zum Unfall geforderte Gefährdungs­

beurte i l ung berücksichtigt nun die Gefährdungen der 

Beschäftigten bei Arbeiten außerhalb der Kehrmaschine 

durch den fl ießenden Verkehr. Arbeiten neben der Kehr­

masch ine, an der dem Verkehr zugewandten Seite, dür­

fen nicht mehr ohne Sperrung des rechten Fahrstreifens 

durchgeführt werden. Dieser lebensrettende Passus in  

der  Gefährdungsbeurtei l ung für  Straßenwärter hat n icht 

nur Bedeutung für Straßenwärter in NRW, sondern bun­

desweit. 

Hans-Heinrich Barth, Bezirksregierung Köln 
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Obenauf mit Sicherheit. 

Oft u ntersc h ätzt - U nfa l lr i s i ke n  be i  Dac h arbeite n .  

Ob bei Reparaturarbeiten, beim Schneeräumen oder bei der Installationen von Photovoltaikanla­
gen: Immer wieder kommt es bei Arbeiten auf Dächern zu Unfällen mit schweren und schlimm­
stenfalls tödlichen Verletzungen, denn nicht immer ist das Dach durchtrittsicher und oft fehlen die 
notwendigen Sicherheitsvorkehrungen. 

Die Menschen wissen oft von der Gefahr, dass das äußere 

Dach n icht so stabi l  ist, wie es aussieht.  Doch lässt s ich 

Mann und Frau oft genug täuschen .  Die Personen sehen 

eine anscheinend trittfeste Dachhaut, wie eine mi lchig­

trübe Lichtkuppel ,  verkennen die Gefahr und stürzen 

in d ie Tiefe. Es ist vergleichbar mit den immer wieder­

kehrenden U nglücken bei zugefrorenen Seen. Das Auge 

erkennt eine geschlossene Eisdecke und die Gefahr 

des H i neinbrechens wird verdrängt - bis das Unglück 

geschieht. 

Die Arbeitsschützer der Bezirksregierungen raten daher 

dr ingend, folgende S icherheitshinweise zu beachten:  

• I m  Fa l le von Dacharbeiten vorher unbedingt Auskünfte 

einholen, ob das Dach betreten werden kann.  

• Niemals auf Lichtkuppeln bzw. Lichtbänder treten oder 

sich darauf setzen.  

• Absturzsicherungen wie Gerüste oder Durchsturz­

sicherungen insta l l ieren (z. B. Netze). Wenn solche 

S icherungen n icht mögl ich sind, zumindest eine per­

sönl iche Schutzmaßnahme vorsehen, etwa e inen An­

sei lschutz mit S icherheitsgeschirr. 

• Bei nichtbegehbaren Dächern vom Fachmann Lauf­

wege verlegen lassen und d iese dann unbed ingt benut­

zen .  

D i e  Tragefähigkeit von Dächern wird oft überschätzt 
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Mangelnde Schutzmaßnahmen waren durchweg der 

Grund für die Absturzunfäl le,  die d ie  Bezirksregierung 

Münster 2011 im Zusammenhang mit Aufbau oder War­

tung von Photovoltaikanlagen untersucht hat. I n  einem 

Fa l l  endete der Sturz tödl ich, in weiteren mit schweren 

Verletzungen. Da die Instal lationsarbeiten nicht durch 

Dachdecker erfolgen, mag auch die mangelnde Erfah­

rung mit den S icherungsmaßnahmen gegen Absturz bei 

hochgelegenen Arbeitsplätzen eine Rol le gespielt haben. 

Die intensivierte Kontrolltätigkeit der Bezirksregierung 

hat in ein igen Fäl len zu einer sofortigen Sti l l legung der 

Baustel le  geführt. Schutzmaßnahmen mussten kostenin­

tensiv nachgerüstet werden .  Bauherren und ausführende 

Unternehmer sind gut beraten, erforderl iche Sicherheits­

maßnahmen bei der Planung und beim Angebot e inzukal­

kul ieren. Einerseits, u m  es erst gar n icht zu e inem Unfal l  

kommen zu lassen, anderseits, u m  im Fal le e ines U nfal ls 

Schwierigkeiten mit der Arbeitsschutzbehörde und der 

Staatsanwaltschaft zu vermeiden. 

Weitere I nformationen 

Schutzmaßnahmen gegen Absturz bei Dacharbeiten 

ergeben sich aus der Berufsgenossenschaft l ichen Vor­

schrift " Bauarbeiten" (BGV C 22) und der Berufsgenos­

senschaft l ichen Regel " Dacharbeiten" (BGR 203). 

Petra B lum,  Bezirksregierung Arnsberg, Dr. Jürgen Quer­

bach, Bezi rksregierung M ünster 
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Im Notfall zählt jede M i nute. 

Ü b u ng m a c ht d e n  M e i ster. 

An einer 1971 fertiggestellten Talbrücke müssen umfangreiche Sanierungsarbeiten durchgeführt 
werden. Die Brücke ist 705 m lang, 30,25 m breit und ihre größte Höhe über Grund beträgt 60 m. 
Bei dem Überbau handelt es sich um eine Stahlkonstruktion, die auf Stahlbetonpfeilern ruht. 

Der Landesbetrieb Straßenbau NRW (StraßenN RW) hat 

d ie Brücke für mindestens drei Jahre in eine Großbaustel­

le verwandelt. Die Betonpfei ler m üssen saniert und der 

Rostschutz an den Metallträgern muss erneuert werden. 

Auch eine Entwässerung zum neuen Regenüberlaufbe­

cken unter der Brücke wird hergestel lt .  Für diese Arbeiten 

wurden drei fahrbare Hängegerüste unter der Brücke 

montiert, d ie jewei ls die gesamte Breite der Fahrbahn ein­

nehmen. 

Damit d ie Beschäftigten dort in  luftiger Höhe sicher 

arbeiten können, hat das ausführende U nternehmen eine 

Gefährdungsbeurtei lung erstellt. Diese sol lte auf Anforde-

Beengte räumliche Verhältnisse erschweren d ie Rettung 

rung der Bezirksregierung Köln auch berücksichtigen, wie 

im Notfa l l  eine schnelle und s ichere Rettung in Not gera­

tener Personen d urch die Rettungsdienste gewährleis-

tet wird. Das Problem bestand darin, dass eine Rettung 

von oben, von der Brücke aus, wegen der konstruktiven 

Gegebenheiten der Hängebühnen n icht mögl ich ist; die 

räuml iche Enge der Gerüstkonstruktion lässt es n icht zu, 

e inen viel leicht bewusstlosen Menschen l iegend zu trans­

portieren. Die Rettung von unten scheitert an den Ein­

satzfahrzeugen der zuständ igen freiwi l l igen Feuerwehr, 

mit denen Höhen von weit über 30 Metern nicht erreicht 

werden können. 
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Gut gesichert auf dem Weg zum Rettungswagen 

Die einzige Alternative sahen die Betei l igten (Aufsichtsbe­

hörde, StraßenNRW und die Sanierungsfi rma) in der Ret­

tung durch Abseilen des H i lfsbedürftigen. Diese Art der 

Rettung darf nur durch speziel l  ausgebi ldetes Höhenret­

tungspersonal vorgenommen werden. E in  solches Team 

arbeitet bei der Berufsfeuerwehr Köln. 

Weil im Notfa l l  jede Minute zählt ,  muss bei so schwie­

rigen Voraussetzungen der Ernstfa l l  zur Optimierung von 

Abläufen geübt werden. Um auch die Ü bung bestmög­

l ich vorzubereiten,  waren im Vorfeld einige gemeinsame 

Gespräche und Besichtigungen der Örtl ichkeit mit al len 

Betei l igten erforderl ich. 

Es war kalt draußen als sich an e inem Novembertag Ver­

treter der Presse, der Kommune, der Bezi rksregierung 

und von StraßenNRW u nter der Talbrücke versammelten, 

um die Rettungsübung der Kölner Höhenretter zu beo­

bachten. Das Team befand sich in  24 Metern Höhe u nter 

der Talbrücke und versuchte, einen Arbeitnehmer zu 

befreien. Dieser wurde auf eine Trage geh ievt und mehr­

fach gesichert. 

Erschwert durch die Enge im Bereich an den Pfeilern 

u nter der Brücke dauerte es e in ige Zeit, bis die Höhenret­

ter e ine geeignete Stelle gefunden hatten und den Arbei­

ter h inunterlassen konnten. Gleichzeitig standen Kollegen 

der freiwi l l igen Feuerwehr mit einer Drehleiter am Boden 

bereit. Im Ernstfal l  sollten d iese Kollegen, wenn ein Absei-
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len b is zum Boden nicht mögl ich wäre, d ie hi lflose Person 

im Rettungskorb der Drehleiter entgegen nehmen. 

Die Ü bung dauerte über drei Stunden - für den Ernstfa l l  

v ie l  zu lang, denn der Verletzte sol lte idealerweise inner­

halb von zehn Minuten unten sein. S ie  war dennoch ein 

vol ler Erfolg, brachte sie doch d ie  Erkenntn is ,  welche wei­

teren Maßnahmen (Festlegung von Anschlagpunkten, von 

Öffnungen der Gerüstverkleidung und von entfernbaren 

Konstruktionstei len) erforderl ich sind,  um die Rettungs­

zeit zu verkürzen. 

Der Leiter des Höhenrettungstrupps brachte zum Aus­

druck, dass d ie Übung für eine schnellere Abwicklung 

immens wichtig gewesen ist und resümierte: " I m  Ernstfal l  

wäre die Rettung viel leicht in  d ie Hose gegangen." 

Wolfgang Traul ich ,  Björn Eschwei ler, Bezirksregierung 

Köln 
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Radioaktive Funde - was ist zu tun? 

Zwe i Be i s p i e l e  a u s  U mwe lt  u n d  M ed i z i n .  

Wir leben auf einem Planeten, auf dem seit seiner Entstehung natürliche Radionuklide vorkom­
men. Wir Menschen tragen diese Stoffe in uns und haben uns im Verlauf unserer Entwicklung an 
ein gewisses Maß natürlicher Radioaktivität angepasst. Aber sowohl natürliche Strahlung aus na­
türlichen Quellen als auch künstliche radioaktive Stoffe aus Medizin und Technik enthalten Ge­
fährdungsrisiken. 

Die in der U mwelt vorkommenden Radionukl ide kön-

nen sich durch natürl i che oder technologische Prozesse 

anreichern. Seit 2001 sieht die Strahlenschutzverordnung 

deshalb für bestimmte angereicherte Rückstände, z. B .  

aus der Gewinnung von Erdöl oder Erdgas oder von Rück­

ständen aus der Erzgewinnung, Maßnahmen zum Schutz 

der Bevölkerung vor. 

Strahlender Schrott durch natürliche Radioaktivität 

Mit einem ungewöhnl ichen Fall wurden die Strah len­

schützer der Bezi rksregierung Detmold konfrontiert. 

Ein Metal l schrotthändler hatte acht Stahlrohre, die s ich 

mit m inera l ischen Ablagerungen stark zugesetzt hatten, 

zum Einschmelzen in die N iederlande transportiert. Bei 

der Eingangskontrol le wurde jedoch Radioaktivität fest­

gestel lt  und die Rohre wurden zurückgebracht. Durch 

Messungen der Bezi rksregierung konnten das Radionu-

k l id  Radium-226 und weitere Tochternukl ide festgestellt 

werden.  

Vermutl ich stammen die Rohre aus der Wasserwirt­

schaft, die genaue Herkunft war jedoch n icht mehr nach­

vollziehbar. Rad i umhaltiges Grund- und Rohwasser aus 

tieferen Schichten kann, z. B.  im Wasserwerk, über die 

Jahre hinweg schwerlösl iche Ablagerungen in  Rohren 

sowie in  Fi lterkiesen und -sanden bi lden (auch Kessel­

stein  genannt). 

Die Messwerte ü berschritten den Jahresgrenzwert und 

es bestand die Gefahr, dass beim Transport oder wei­

teren Bearbeiten rad ioaktiv kontaminierter Staub ein­

geatmet werden könnte. Der rad ioaktiv kontamin ierte 

Schrott konnte daher nicht in den Wertstoffkreislauf 

zurückgeführt werden,  denn auch Depon ien nehmen 

solche Abfäl le nicht an.  Die Strah lenschutzverordnung 

enthält für einen solchen Fall keine unmittelbaren Rege-

Ablagerungen mit Radium-226 (Spezifische Aktivität 13 Bq/g) an einem Stahlrohr 
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l ungen. Daher musste die Bezirksregierung Detmold 

d urch eine ind ividuel le Behördenentscheidung den Fal l  

strahlenschutzrechtl ich regeln .  Es erfolgte eine ord­

nungsgemäße Entsorgung durch eine Fachfi rma, die eine 

Schmelzanlage zum Behandeln rad ioaktiv kontaminierter 

Reststoffe betreibt. 

Weiterführende Informationen zu Radioaktivität in der 

U mwelt finden Sie z. B .  beim Bundesministeriu m  für 

U mwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU) und 

dem Bundesamt für Strahlenschutz (BfS). 

http://www.bmu.de/strahlenschutz/ueberwachung_ 

der _umweltrad ioaktivitaetl doc/38049. php 

http://www.bfs.de/de/bfs/publ ikationen/berichte/ 

u mweltrad ioaktivitaet 

Radioaktive Stoffe in medizinischen Geräten 

I m  Apri l  2011 wurde die Bezirksregierung Düsseldorf 

darüber informiert, dass i m  Hel ios Kl in ikum Krefeld-Hü ls 

einer aus Russland eingewanderten Patientin e in pluto­

n iumbetriebener Herzschrittmacher explantiert worden 

war. Solche Herzschrittmacher nutzen zur Stromversor­

gung eine Batterie, in der das schwer lösl iche Plutonium­

oxid enthalten ist. In  der Zeit  von 1971 b is 1977 wurden in  

der Bundesrepubl ik  Deutschland be i  284 Patienten Herz­

schrittmacher mit Pu-238-lsotopenbatterien eingesetzt. 

Diese Patienten s ind in einem Kataster beim Bundesamt 

für Strahlenschutz erfasst. I n  den ehemal igen Ostblock­

staaten wurden dagegen noch bis Ende der 80er Jahre 

p luton iumbetriebene Herzschrittmacher implantiert. 

Explantierter Herzschrittmacher 

28 

Durch Ü bersied lung nach Deutschland lebt nunmehr eine 

unbekannte Anzahl Personen mit d iesen Herzschrittma­

chern in der Bundesrepub l ik. Das Bundesamt für Strah­

lenschutz ist sich dieser Problematik durchaus bewusst 

und hat eine Abschätzung der Gefahren erstellt, die sich 

durch unsachgemäße Entsorgung ergeben können. Als 

Ergebnis bleibt festzuhalten, dass sich dadurch keine 

akute Gesundheitsgefahr für d ie  Bevöl kerung ergibt. 

Im vorl iegenden Fall konnte der Herzschrittmacher ord­

nungsgemäß entsorgt werden. Bereits vor der Explanta­

tion war das Hel ios Kl in ikum Krefeld-Hü ls  über den radio­

aktiv betriebenen Herzschrittmacher i nformiert. Daher 

konnten d ie  notwendigen Schutzmaßnahmen - vorläufige 

S icherung in einem Bleibehälter in einem verschlossenen 

Stah lschrank - getroffen werden. Da es für radioaktive 

Produkte keine Rückführungsvere inbarung zwischen der 

Bundesrepubl ik Deutschland und den ehemal igen GUS­

Staaten gibt, musste der Herzschrittmacher als rad i ­

oaktiver Abfa l l  b is  zur Abl ieferung an e in Endlager des 

Bundes an die Landessam melstel le auf dem Gelände des 

Forschungszentrums Jül ich zur Zwischenlagerung abge­

l iefert werden. 

Weiterführende I nformationen zu Gesundheitsgefah ren 

durch Herzschrittmacher mit p luton iumhaitigen I soto­

penbatterien finden Sie beim Bundesamt für Strahlen­

schutz (BfS). 

http://www.bfs.de/de/ion/wirkungen/pluton iumhal­

tige_herzschrittmacher.html 

Werner R ingmann, Dr. Martin Brinkmann, Bezi rksregie­

rung Detmold, Dagmar Klein,  Bezirksregierung Düssel­

dorf 
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E i n  Hausbock kommt selten alle i n .  

Arbeitssch utz bei d er Durc hführu ng vo n Begasu n­
ge n .  

Ausgelöst durch den regen Handel m it Asien, Südamerika und anderen außereuropäischen Län­
dern gelangen im mer häufiger tierische Umweltschädlinge nach Europa. Aber auch unsere heimi­
schen Arten, etwa der Gewöhnliche Nagekäfer oder der Hausbock, befallen als Larven (Jungtiere) 
bisweilen hölzerne Einrichtungen von Gebäuden oder komplette Holzgebäude. 

Aufgrund e ines massiven Befal ls  mit Schädl ingen wurden 

2011 in  zwei K irchen wertvol le E inrichtungsgegenstände 

- der Altar, d ie Sakristei und wertvol le Holzfiguren - sowie 

ein komplettes zweigeschossiges Blockhaus m it dem 

zugelassenen Begasungsmittel Su lfuryldifluorid begast. 

D iese Begasungen wurden von der Bezi rksregierung 

überwacht und begleitet. 

Die Anwendung des Begasungsmittels ist eine gegenü­

ber der Bezi rksregierung anzeigepflichtige Tätigkeit. Sie 

darf aussch l ießl ich durch sachkundige Personen (Befä­

h igungsschein inhaber) einer autoris ierten Fachfirma für 

Begasungen (Erlaubnisscheininhaber) durchgeführt wer­

den. D iese Voraussetzungen werden durch d ie  Bezirksre­

gierung geprüft. Sie überwacht zudem, ob die sicherheits­

techn ischen Voraussetzungen der Gefahrstoffverordnung 

und der einsch lägigen Techn ischen Regeln für Gefahr­

stoffe (hier TRGS 512 " Begasungen")  eingehalten wer­

den. 

U m  das Begasungsmittel sicher anwenden zu können und 

eine Ausbreitung in d ie U mgebung zu verh indern, wur­

den die befal lenden Objekte komplett mit Zeltplanen und 

festen Fol ien weitestgehend luftd icht eingepackt. 

Vor Durchführung der Begasung informierten sich d ie 

Verantwortl ichen der Begasungsfirma ausführl ich über 

d ie Gebäude. Dabei sind insbesondere Räume unter Erd­

gleiche sowie Hohlräume und Verbindungen wie Lüf­

tungskanäle von Bedeutung. Durch sie können d ie  Gase 

mögl icherweise in Nebengebäude gelangen und dort Per­

sonen schädigen. Solche Kanäle m üssen gegebenenfal ls  

abged ichtet werden. 

Eine Schutzzone mit weiträumiger Absperrung schützt 

die Nachbarschaft vor mögl icherweise austretenden 

Spuren von Begasungsmittel. Bei der Festlegung d ieser 

Schutzzone, gekennzeichnet durch ein Band mit Warn­

schildern um das Gebäude, ist d ie Erfahrung der verant­

wortl ichen Begasungsleitung gefragt. Sie legt die e inzu­

setzende Menge an Begasungsmittel fest ( "So viel wie 

nötig, so wenig wie mögl ich .")  und stellt zugleich ü ber 

einen Mess- und Begasungsplan die Wirksamkeit der 

Maßnahmen s icher. Ferner hat sie sich vor Beginn der 

Begasung zu vergewissern, dass sich n iemand in den 

Gebäuden aufhält.  Die Gebäude werden verschlossen, 

die Schlüssel von der Begasungsleitung eingesammelt. 

Vielfach verwenden die Begasungsfirmen sogar eigene 

Schl ießeinrichtungen und Schlösser. 

Folieneinhausung eines Altars 
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Planeneinhausung eines zweigeschossigen Blockhauses 

Nach durchgeführter Begasung erfolgt d ie  gezielte Lüf­

tung. M ithi lfe von Messungen wird sichergestellt, dass 

d ie Konzentration des Begasungsmittels auf einen für 

den Menschen ungefährl ichen Wert gesenkt wurde. Zum 

Abschluss stellt d ie Begasungsleitung d ie  Niederschrift 

ü ber die Begasung aus und legt sie der Behörde zur 

Dokumentation vor. M it d ieser Art "Totenschein" ist d ie 

Begasung erfolgreich abgeschlossen und das Sch icksal 

der Schädl inge besiegelt. 

Wi lhelm Dimo, Dip l . - B io l .  Christ ian-Peter Peters, Bezirks­

regierung Köln 
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Alter Hotelturm muss weichen .  

S pre ngu ng e i n es 64 m h o h e n  H ote lgebä u d es .  

Die Sprengung eines im Zentrum gelegenen alten Hotelgebäudes war der wohl schwierigste Teil 
bei einem großen Bauvorhaben in der Innenstadt von Solingen. 

Nachdem die Gefahrstoffe aus e inem Kaufhausgebäu-

de und aus großen Teilen e iner in  den sechziger Jahren 

errichteten Einkaufspassage entsorgt waren, wurden 

d iese Gebäudeteile m ittels Großgeräten abgebrochen. Die 

Sprengung des Hotelturmes wurde vom Bauherrn vorge­

sehen, da aufgrund der Gebäudehöhe von 64 m und der 

Topografie des Bergischen Landes ein Abbruch von Hand 

oder mit Großgeräten die Nachbarn über e inen unzumut­

bar langen Zeitraum mit Staub und Lärm belastet hätte. 

D ie Bezirksregierung war über den ganzen Abbruchzeit­

raum mit den Fachaufgaben Gefahrstoff- und Baustel len­

überwachung sowie Sprengstoffwesen in  das Bauvorha­

ben einbezogen. Durch das Sprengunternehmen wurde 

das Sprengverfahren a l len am Abbruch beteil igten Stel len 

sehr frühzeitig vorgestel lt. Da die Baugrenzen eng waren 

und nur ein kurzes Fallbett von ca. 45 Metern Länge auf­

geschüttet werden konnte, wurde das sogenannte Kipp­

Kollapsverfahren gewählt. Bei d iesem Verfahren werden 

die benötigten Sprengladungen auf zwei Ebenen mit ent­

gegengesetzter Ausrichtung angebracht. Das Gebäude 

sol lte so auf engstem Raum in das vergleichsweise kurze 

Fallbett k ippen. Da sich das Gebäude innerhalb einer 

Wohn- und Geschäftshausbebauung befand, war eine 

Evakuierung al ler Personen in e inem U mkreis von 150 m 

vorgesehen. Als Absperrbereich wurde e in Radius von 

200 m gewählt mit der Folge, dass die Sol inger I nnen­

stadt einschl ießl ich des zentra len Busbahnhofs in weiten 

Teilen lahmgelegt war. 

Mehrere Tage vor der Sprengung wurden an den vom 

Sprengberechtigten anhand der früheren Bauunterlagen 

festgelegten Punkten 270 Löcher gebohrt. Da die vorge­

fundenen Mauern jedoch dicker waren als in den Bau­

zeichnungen ausgewiesen, musste d ie Ladungsmenge 

des Sprengstoffes erhebl ich erhöht werden. Insgesamt 

wurden 100 kg Sprengstoff e ingebracht. Als Sprengter­

min war der 4. Advent vorgesehen. 

Ein Sturmtief mit Windgeschwind igkeiten über 120 km/h 

an den Tagen vor der Sprengung verzögerte die Abde­

ckung der Sprengladungen mit Schutzmatten gegen 

Streuflug. Zum Tagesanbruch des Sprengtermi ns wurden 

dann die Sicherheitsbereiche abgesperrt und evaku iert. 

Bei der Nachkontrol le durch das Ordnungsamt wurde 

jedoch festgestel lt ,  dass n icht alle Personen den S icher­

heitsbereich verlassen hatten. So hielten sich in einem 

Wohnhaus in  unmittelbarer Nähe des Sprengobjektes 

zwei Männer auf, um von dort den Abbruch zu fi lmen. 

Letztl ich konnten sie aber zum Verlassen des Wohn­

hauses bewegt werden. 

Die Sprengung erfolgte wegen der Widrigkeiten im Vor­

feld mit e in iger Verspätung. Das Gebäude fiel dann aber 

zur großen Erleichterung al ler Betei l igten wie geplant. 

Ü brig gebl ieben sind mehrere tausend Tonnen Schutt, 

der jetzt noch zerkleinert und abtransportiert werden 

muss. 

Frank  von Hagen, Bezirksregierung Düsseldorf 
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Aus LIGA. NRW wird LIA. NRW. 

Start für das L a n d es i n st itut  für Arbeitsgesta ltu ng des 
L a n d es N ordrh e i n -Westfa l e n  ( L I A . N RW) . 

Zum Jahresbeginn 2012 startet das neue Landesinstitut für Arbeitsgestaltung des Landes 
Nordrhein-Westfalen (LlA.NRW) . Schwerpunkte des Instituts sind die Aufgaben der Fachbereiche 
Gesundheitsrisiken bei der Arbeit und Gesundheitsgerechte Arbeitsgestaltung des ehemaligen 
Landesinstituts für Gesundheit und Arbeit des Landes Nordrhein-Westfalen (LlGA.NRW) . 

Das LlA. NRW berät und unterstützt d ie  Landesregierung 

und die Dienststellen des staatl ichen Arbeitsschutzes 

des Landes in Fragen der S icherheit, des Gesund­

heitsschutzes und der Gesundheitsförderung in  der 

Arbeitswelt. Mit der Geräteuntersuchungsstelle und der 

Strahlenmessstelle n immt das Institut darüber h inaus 

sicherheitstechnische Aufgaben zum Schutz der Bevölke­

rung wahr. 

Die Aufgabenfelder des LlA.N RW im Ü berbl ick:  

• Es unterstützt die Arbeitsschutzverwaltung bei  der 

Planung und Auswertung landesweiter Schwerpunkt­

aktionen und bei der Umsetzung der Gemeinsamen 

Deutschen Arbeitsschutzstrategie (GDA), 

• entwickelt Konzepte für sicheres und gesu ndes Ar­

beiten, begutachtet und begleitet dazu Model lprojekte 

zur betriebl ichen Gesundheitsförderung in den Betrie­

ben, 

• bietet mit dem I nternetangebot Kom Net (www.kom­

net .nrw.de) Beratung und Unterstützung rund um 

Arbeitsschutz, Arbeitsgestaltung und Qual ifizierung, 

insbesondere für kleine und mittlere Betriebe sowie 

Beschäftigte, 

• u nterstützt d ie  Gesundheitsberichterstattung des 

Landes und stel lt Daten, Berichte und Ana lysen zur 

Gesundheitssituation in der Arbeitswelt in  N RW zur 

Verfügung. Beispielsweise befragt das Institut regel­

mäßig die Beschäftigten zu ihrer Belastungssituation 

am Arbeitsplatz. 

• Das I nstitut wi rkt als für den medizinischen Arbeits­

schutz zuständige Stelle des Landes bei der Feststel­

lung von Berufskrankheiten mit ,  

• ü berwacht im Bereich der Strahlenschutzvorsorge als 

eine von fünf a mtlichen Messstel len in  NRW beispiels­

weise die U mgebung von kerntechn ischen Anlagen. Als 

Geräteuntersuchungsstel le des Landes ü berprüft das 
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LlA. N RW regelmäßig d ie Qual ität und Sicherheit von 

Geräten und Produkten .  

Anstöße f ü r  gesundes Arbeiten - LlA.NRW 

Das Rad muss n icht immer wieder neu erfunden, sondern 

weitergedreht werden; deswegen setzt das I nstitut auf 

Dialog und Kooperation mit der Praxis und der Wissen­

schaft und ist z. B .  M itgl ied im Deutschen Netzwerk für 

betriebl iche Gesundheitsförderung (DN BGF) und arbeitet 

mit der Un iversität Wuppertal zusammen. Als ein wich­

tiger Akteur und Netzwerkpartner bei der Gestaltung 

einer gesunden Arbeitswelt soll das L lA .NRW zukünftig 

auf dem Gesundheitscampus Nordrhein-Westfalen i n  

Bochum konzentriert werden. 

Mehr zum LlA.N RW u nter www. l ia .nrw.de 

Gabriele Lopian,  Landesinstitut für Gesundheit und Arbeit 

des Landes Nordrhein-Westfalen 
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Gemeinsame Deutsche Arbeitsschutzstrategie 
(GOA). 
Z u m  Sta n d  der  U msetzu ng i n  N o rd rhe i n -Westfa l e n . 

In der Gemeinsamen Deutschen Arbeitsschutzstrategie (GDA) arbeiten der Bund, die Länder 

und die Unfallversicherungsträger in gemeinsamen Arbeitsprogrammen zusammen, um die 
Sicherheit und Gesundheit der Beschäftigten zu erhalten, zu verbessern und zu fördern. 

2009 starteten die betei l igten Kooperationspartner mit 

der Planung bzw. Durchführung von sechs Arbeitspro­

grammen. M it den Programmen sollen die Häufigkeit und 

Schwere von Arbeitsunfäl len ,  M uskel-Skelett-Erkran­

kungen und Hauterkrankungen verringert werden. Zum 

Stand der Arbeitsprogramme zum Ende 2011 aus S icht 

der Arbeitsschutzverwaltung Nordrhein-Westfalen: 

Sicherheit und Gesundheitsschutz bei Bau- und Montage­

arbeiten 

Landesweit wurden seit dem Start des Programms ca. 

3.700 Baustellen aufgesucht und mit den Schwerpunkten 

"Gerüste" sowie "Abbruch- und Rückbauarbeiten" über­

prüft. Auf ca. 20 % der Baustel len wurden solch gravie­

rende Mängel festgestellt, dass neben Maßnahmen zur 

Mängelbeseitigung auch eine weitere Beratung der Bau­

unternehmen durchgeführt werden musste. M it d iesen 

Beratungsgesprächen wurde 2011 begonnen. 

Sicherung der Arbeitenden durch ein Gerüst 

(© s.media/PIXELlO) 

Am häufigsten wurden Mängel an Gerüsten festgestellt, 

wie z. B .  unzureichender Seitenschutz, mangelhafte Ver­

ankerungen oder fehlende bzw. unzureichende Aufgänge 

an den Gerüsten. Abbrucharbeiten wurden oft ohne das 

vorgeschriebene Abbruchkonzept durchgeführt. Sanie­

rungsarbeiten wurden vielfach von Personen ohne die 

notwendige Sachkunde zum U mgang mit Gefahrstoffen 

ausgeführt. 

Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Zeitarbeit 

Dieses Programm wurde geplant und durchgeführt vor 

dem H intergrund, dass seit 2005 steigende Unfallzahlen 

im Bereich der Zeitarbeit beobachtet wurden, darunter 

auch viele schwere Arbeitsunfä l le. Die Anzahl der Leihar­

beitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer, der Verleih- und 

der Entleihbetriebe hat in d ieser Zeit stetig zugenom­

men. Ursachen für die steigenden Unfallzahlen wurden 

gesehen in der kurzen Verwei lzeit der Beschäftigten in 

den Entle ihbetrieben, verbunden mit unterschiedl ichen 

Arbeitsabläufen und -anforderungen sowie sch lech-

ten Informationsflüssen h ins ichtl ich der zu treffenden 

Arbeitsschutzmaßnahmen. 

Seit dem Programmstart im Jahr 2010 wurden ca. 1.600 

Betriebe, in denen Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeit­

nehmer beschäftigt wurden, mit dem Ziel aufgesucht, d ie 

Arbeitsschutzsituation für die Betroffenen in den Entleih­

betrieben zu verbessern. Dabei stellte sich heraus, dass in 

177 Betrieben bei einer Nachbesichtigung die U msetzung 

der angeordneten Maßnahmen überprüft werden musste. 

Das Arbeitsprogramm wurde im Dezember 2011 beendet 

und wird zur Zeit deta i l l iert ausgewertet. Dabei ist insbe­

sondere die Frage zu beantworten, ob die Ergebnisse d ie 

rea le S ituation der Zeitarbeitnehmerinnen und -arbeit­

nehmer abbi lden und welche Konsequenzen für d ie 

zukünftige Programmgestaltung daraus abzu leiten s ind.  

Sicher fahren und transportieren ( im Betrieb und im Ver­

kehr) 

In d iesem Programm war vorgesehen, in den Jahren 2010 

bis 2012 im Rahmen der übl ichen Beratungs- und Überwa­

chungstätigkeiten verstärkt Fragen des innerbetriebl ichen 

Transports und des Transports auf Straßen anzuspre­

chen. Bei den Betriebsüberprüfungen wurde der Umgang 

mit typischen Geräten (z. B .  Kranen oder Flurförderzeu-
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gen) oder der Ablauf typischer Tätigkeiten (z. B. Ladungs­

sicherung oder Rangieren und Abstellen) h interfragt. Je 

nach Ergebnis der Überprüfung und Art und Schwere der 

vorgefundenen Mängel wurde der Betrieb nach ca. sechs 

Monaten ein zweites Mal aufgesucht. 

Aufgrund der erwarteten Mängel wurden die Module 

"Verkehrswege" (oft zu eng bemessen oder zugestel lt), 

"F lurförderzeuge" (häufig fehlt die tägl iche Einsatzprü­

fung vor Inbetriebnahme oder eine Unterweisung/Betrieb­

sanweisung ist nur unzureichend erfolgt) sowie aufgrund 

ungenügender Materia ltransportsicherungen das Modul 

"Ladungssicherungen" am häufigsten eingesetzt. I n  den 

Jahren 2010 und 2011 haben die Bezirksregierungen ca. 

2.600 Betriebe überprüft und die Beseitigung von Män­

geln veranlasst. 

Gesund und erfolgreich Arbeiten im Büro 

Besonderes Augenmerk l iegt in d iesem Programm auf den 

einseitig belastenden, bewegungsarmen Tätigkeiten sowie 

den psychischen Fehlbelastungen und deren beeinträch­

tigenden Folgen am Büroarbeitsplatz. Die Arbeitgeber 

sollen sensibi l isiert und aktiviert werden, al le Präventions­

potenziale auszuschöpfen, um langfristig gesunde und 

erfolgreiche Büroarbeit zu gewährleisten. 

Im Jahre 2010 wurden landesweit ca. 350 Betriebe aufge­

sucht und überprüft. Soweit erforderl ich, wurden Maßnah­

men zur Mängelbeseitigung veranlasst. In den Betrieben, 

in denen gravierende Mängelfeststellungen erfolgten, wur­

den im Jahr 2011 Nachbesichtigungen durchgeführt. 

Bei den Erstbesuchen war häufig festzustel len,  dass 

im Gegensatz zum gewerblichen oder handwerklichen 

Bereich e in Bewusstsein für das Vorhandensein von 

Gefährdungen bei Büroarbeitsplätzen kaum oder gar n icht 

vorhanden ist. Eine weitere Schwierigkeit ist es, in den 

Unternehmen einen Zusammenhang von psychischen 

Fehlbelastungen und körperl ichen Erkrankungen, speziel l  

zum Thema Muskel-Skelett-Erkrankungen,  darzustel len 

und die Beteil igten hierfür zu sensib i l is ieren. 

Programmbegleitend wurde den Betrieben Material in 

Form einer "Werkzeug- und Infomappe" zur Verfügung 

gestellt. Vorgesehen sind zudem verstärkt Seminare für 

Führungskräfte zu den Themen Betriebl iche Gesundheits­

förderung im Büro,  Präventionskultur und Gesundheits­

kompetenz. 2012 werden die Aufsichtspersonen viele der 

bereits besuchten Betriebe ein zweites Mal kontaktieren. 

Dieser Folgebesuch wird dort erfolgen, wo die Beseitigung 

von Mängeln noch zu kontrol l ieren ist, aber auch dort, wo 

ein Potential zur Weiterentwicklung der Präventionskul­

tur und der Gesundheitskompetenz im Betrieb erkannt 

worden ist oder wo eine nachhaltige Sensibi l isierung und 

Motivation für erforderl ich gehalten wird. 

Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Pflege 

Ziel a l ler Maßnahmen in d iesem Programm ist es, in Pfle­

geberufen d ie Häufigkeit und Schwere von M uskel-Ske­

lett-Erkrankungen (MSE) in Verbindung mit psychischen 

Belastungen zu verringern. Dazu soll in den U nternehmen 

der Pflegebranche eine Präventionskultur entwickelt und 

Gefährdungen bei Büroarbeit werden häufig unterschätzt (Quelle: AOK-Mediendienst) 
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... ..... .............. � 

Bei Feuchtarbeit muss die Haut gut geschützt werden (Quelle: AOK-Mediendienst) 

die Gesundheitskompetenz von Führungskräften und 

Beschäftigten gestärkt werden. 

Das Programm startete am 22. März 2011 mit einer Auf­

taktveransta ltung, in der den ca. 350 Teilnehmerinnen 

und Teilnehmern die Programmziele, Mögl ichkeiten zur 

Reduzierung von Rückenbelastungen und der Prävention 

von Rückenbeschwerden in der Pflege, sowie ein Onl ine­

Selbstbewertungsinstrument für ambulante und statio­

näre Pflegeeinrichtungen vorgestel lt wurden. In fünf 

weiteren regionalen Veranstaltungen auf Regierungsbe­

z i rksebene wurden betriebl iche Führungskräfte von Pfle­

geeinr ichtungen über Mögl ichkeiten zur Vermeidung von 

M uskel-Skelett-Erkrankungen informiert. Am 11. Oktober 

2011 fand zum Schwerpunktthema " Psychische Belas­

tungen" eine weitere Fachtagung statt. Nach Auswertung 

der Tei lnehmerbefragungsbögen stellte sich heraus,  dass 

erwartungsgemäß insbesondere die Schwerpunktthemen 

" Muskel-Skelett-Erkrankungen" (über 50 %) und "psy­

chische Belastungen"  (über 80 %) eine hohe Bedeutung 

für die Befragten haben. 

Ein weiteres wichtiges I nstrument, das 2011 an den Start 

ging, ist das Onl ine-Selbstbewertungsinstrument. M it 

d iesem Onl ine-Tool (www.gesund-pflegen-onl ine.de) 

wird Pflegebetrieben eine Erhebung zum Niveau ihres 

betriebl ichen Arbeitsschutzes sowie d ie Erhebung der 

Risikofaktoren im H inbl ick auf M uskel-Skelett-Erkran­

kungen und psychische Belastung mögl ich gemacht. Das 

Selbstbewertungsinstrument wurde auf a l len GDA-Regio­

nalveranstaltungen sowie weiteren Veranstaltungen in  

N RW vorgestellt, so  dass insgesamt im vergangenen Jahr 

knapp l .200 Tei lnehmer informiert werden konnten. In  

der  zweiten Hälfte des Jahres 2011 wurde mit Betriebs­

besichtigungen in zufä l l ig ausgesuchten Pflegebetrieben 

und K l in iken begonnen. Auf den Erfahrungen der ersten 

Periode der Durchführungsphase basierend werden die 

Besichtigungen in  der zweiten Jahreshälfte 2012 fortge­

führt. 

Das Arbeitsprogramm und Onl ine-Selbstbewertungsin­

strument wurde auf der A+A 2011 am GDA-Stand interak­

tiv präsentiert. Bis Ende 2011 wurden bundesweit bereits 

mehr als 3.900 Betriebe ü ber regionale Informationsver­

anstaltungen erreicht. 
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Gesundheitsschutz bei Feuchtarbeit und Tätigkeiten mit 

hautschädigenden Stoffen 

Langfristiges Ziel dieses Programms war die Senkung der 

Zahl der berufsbedingten Hauterkrankungen und aner­

kannten Berufskrankheiten (BK 5101). Folgende Teilziele 

sollen dazu beitragen: 

• Erhöhung der Zahl der Betriebe, die bei der Gefähr­

dungsbeurteilung der Arbeitsplätze Feuchtarbeit bzw. 

hautschädigende Stoffe berOcksichtigen. 

• Erhöhung der Zahl der Betriebe, die diesbezOglich ge­

eignete Schutzmaßnahmen festlegen und umsetzen. 

• Erhöhung der Zahl der Betriebe, die entsprechende 

Wirksamkeitskontrollen durchfOhren. 

• Verbesserung von Informationen zur Gefährdung der 

Haut durch Feuchtarbeit und hautschädigende Stoffe. 

In NRW wurden hierzu Betriebe aufgesucht, der Ist­

Zustand in Sachen Hautschutz erfragt und die Verant­

wortlichen beraten. Die Hauptaktionsphase dieses Pro­

gramms fand bereits im Jahre 2010 statt, als ca. 200 

Betriebe aufgesucht, OberprOft und die erforderlichen 

Maßnahmen zur Beseitigung vorgefundener Mängel ver­

anlasst wurden. In Abhängigkeit von der Schwere der 

vorgefundenen Mängel wurde die Umsetzung der Maß­

nahmen durch einen Zweitbesuch des Betriebs OberprOft. 

Der Abschlussbericht zu diesem Programm soll Anfang 

2012 vorliegen. 
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Ausblick 

Nach Abschluss der Programme erfolgt eine Evaluation. 

Die Erfahrungen aus der Umsetzung der 1. GDA-Perio­

de sollen fOr die Programmplanung der 2. GDA-Periode 

genutzt werden. Die Laufzeit der zukOnftigen G DA-Pro­

gramme wird fOnf Jahre betragen, das heißt. die 2. GDA­

Periode umfasst den Zeitraum 2013 - 2018. 

Es wurden drei Ziele festgelegt: 

• Verbesserung der Organisation des betrieblichen Ar­

beitsschutzes (ORGA). 

• Verringerung von arbeitsbedingten Gesundheitsgefähr­

dungen und Erkrankungen im Muskel-Skelett-Bereich 

(MSE). 

• Schutz und Stärkung der Gesundheit bei arbeitsbe­

dingter psychischer Belastung (PSY). 

Die Nationale Arbeitsschutzkonferenz (NAK) hat zu 

jedem Ziel eine Arbeitsgruppe eingerichtet, die sich mit 

der Entwicklung von Konzepten fOr die neuen Arbeitspro­

gramme befassen wird. 

Weitere Informationen zu den Arbeitsprogrammen kön­

nen Sie unter folgendem Link nachlesen: 

http://www.gda-portal.de/eln_1341 gdaportall deI 

Arbeitsprogrammel Arbeitsprogramme.html 

Dr. rer. nato Werner Ködel, Landesinstitut fOr Gesundheit 

und Arbeit des Landes Nordrhein-Westfalen 
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Der Anfang nach dem Ende. 
I nst ituts p rä s i d e nt i n  ve ra bsch iedet s i c h . 

Das Landesinstitut für Gesundheit und Arbeit des Landes Nordrhein-Westfalen (LlGA.NRW) 

lud am 08.12.2011 nach Düsseldorf zum Fachkolloquium mit dem Thema "Schöne neue 
Arbeitswelt?! Herausforderungen annehmen, Perspektiven entwickeln - Zukunft gestalten! " .  
Das Kolloquium war zugleich die Abschiedsveranstaltung der Institutspräsidentin Dr. Eleftheria 
Lehmann. 

Viele Menschen erleben heute d ie Auswirkungen von 

Global isierung und Demografie, immer mehr s ind in  

ihrem Arbeitsalltag unmittelbar davon betroffen. Vor dem 

H intergrund der wachsenden Herausforderungen disku­

tieren Wissenschaft und Pol iti k in  hoch industria l isierten 

Gesel lschaften seit vielen Jahren ü ber die Zukunft der 

Arbeit. Häufig bestimmt d ie  Sichtweise der betei l igten 

Diszip l inen die Richtung, Analysen und Zukunftsentwürfe 

Eleftheria Lehmann, 1947 in  Griechenland geboren, pro­

movierte 1973 an der U niversität Dortmund in Chemie. 

Nach mehrjähriger Tätigkeit als wissenschaftl iche 

M itarbeiterin wechselte sie 1978 zur Bundesanstalt 

für Arbeitsschutz und Arbeitsmed iz in .  1996 wurde sie 

Präsidentin des Landesanstalt für Arbeitsschutz (LAfA), 

2008 übernahm sie die Leitung des neuen LlGA.N RW. 

weichen voneinander ab. Wenn neue Arbeitsplätze und Mit dem Ende ihrer berufl ichen Verpfl ichtungen endet 

kurzfristige Beschäftigungserfolge im M ittelpunkt der jedoch keineswegs ihr Engagement für die Menschen :  

Diskussion stehen, werden häufig d ie  langfristigen Folgen " Für mich persönl ich bricht eine neue Zeit an. Ich 

sich verändernder Arbeitsformen und Arbeitsbed ingungen nenne sie " Die Zeit des Zurückgebens":  Für meine 

auf d ie Menschen zu randständigen Themen herabgestuft. Fami l ie ,  für meine Wahlheimat in Deutschland, für 

Wie Menschen arbeiten wol len, welche Bedeutung 

gute Arbeit für Lebensqual ität und Gesundheit haben, 

sind Fragen, zu denen die Suche nach - mögl ichst vie-

len - gemeinsamen Positionen der D iszipl inen unver­

zichtbar ist. Arbeitsgestaltung bietet Perspektiven 

für Zukunftsfäh igkeit, indem sie Bedürfnisse und 

Erwartungen der Menschen berücksichtigt. Welche inno­

vativen Konzepte, I nstrumente und Vorgehensweisen zur 

Bewältigung der Herausforderungen konkret verfügbar 

s ind und welche Handlungsoptionen Pol it ik und Praxis zur 

menschengerechten Gesta ltung der Arbeit haben, waren 

zentrale Fragen des Kolloq u iums. 

Als Vortragende konnten d ie Jun iorprofessorin Dr .  

Carmen Binnewies von der Un iversität Ma inz, Thomas 

Langhoff, Geschäftsführer der prospektiv Gesellschaft 

für betriebl iche Zukunftsgesta ltungen mbH,  und Prof. Dr. 

Frank Pot, Professor an der Radboud U niversity N ij megen 

( N iederlande), gewonnen werden. Abgerundet wurde das 

Programm mit einer Gesprächsrunde ü ber den Beginn 

der Betriebl ichen Gesundheitsförderung und deren 

Perspektiven. 

meine Heimat in Griechenland und die Menschen, d ie 

hier und dort leben,  wi l l  ich einfach da sein . "  Das Zitat 

des spanischen Phi losophen M iguel de Unamuno y 

Yugo, " I n  jedem Ende l iegt e in neuer Anfang. " ,  das 

Lehmann ihrer Rede als Motto vorangestel lt hat, deutet 

denn auch an,  was an dem Abend noch nicht offizi-

e l l  ist: Zum 01. Mai 2012 ü bernimmt sie die Funktion 

als erste Patientenbeauftragte der Landesregierung 

Nordrhein-Westfalen. Sie wird damit zu e iner zentralen 

Ansprechperson für die Anl iegen erkrankter Menschen 

und deren Angehörigen. 

Die Vorträge der Referierenden sowie Fotos der 

Veranstaltung finden Sie unter www. l ia .nrw.de/service/ 

veranstaltungen/archiv/1l1208_abschiedskol loquium/ 

index.html.  
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Publ ikationen 

Verbraucher über ihre Rechte und Händler über 
ihre Pflichten informieren .  

Neue Faltblätter in Deutsch und Türkisch. 

Fa l t b l ätte r z u r  e u ro p ä i s c h e n  C h e m i ka l i e nve ro rd n u ng 
R EAC H 

Die europäische Chemi kalienverordnung REAC H (Registrierung, Bewertung und Zulassung von 
Chemikalien) regelt erstmals die Informationsrechte im Zusammenhang mit Stoffen, deren 
Verwendung in Alltagsprodukten zwar nicht verboten, aber dennoch unter Umständen mit 
Ri siken behaftet ist. Das Auskunftsrecht gilt bei spielswe ise für Produkte wie Textilien, Schuhe, 
Möbel, Büromaterial und Spielzeug. Danach haben Verbraucherinnen und Verbraucher das 
Recht zu erfahren, ob in solchen Produkten gefährliche Chemikalien ent1alten sind, die beispiels­

weise Krebs erzeugen oder das Erbgut schädigen können. Das Ministerium für Arbeit. Integration 
und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen informiert darüber mit zweisprachigen deutsch­
türkischen Faltblättern. 

Die vollständigen Titel der Flyer: 

Gefährliche Chemikalien in Produkten - Nein Danke! 

Verbraucher haben ein Recht darauf, zu erfahren,  ob Artikel 

mit Schadstoffen belastet sind 

Ürünlerdeki tehlikeli kimyasallara - HaYlr te§ekkür! 

Ü rünlerin zara rl i  maddeler ic;:erip ic;:ermedigini  bi lmek tüketi­

cilerin hakkld lr  

REAC H :  Informationspflicht über besonders besorgniser­

regende Stoffe. Verbraucher haben ein I nformationsrecht 

- Hinweise für den Handel 

REAC H :  Özellikle endi§e verici maddeler hakkmda bi lgi­

lendirme yükümlülügü .  Tüketicinin bilgi lendirilme hakkl var 

- Ticaret ic;:in notlar. 

Was beim Verkauf/Handel von bzw. mit Chemikalien zu 

beachten ist. Informationen für Groß- und Einzelhändler zu 

Erlaubnis und Sachkunde 

Kimyasal maddelerin satl§mda ve pazarlamasmda dikkat 

edilmesi gereken noktalar.Toptancl ve perakendicelere 

müsade ve uzmanl l k  ic;:in bilg iler. 

Die Flyer können bestellt und heruntergeladen werden 

unter: ..;sr ",eren IlJrdrhelnV\eslfalend .h.de 

_ Lerense 'Vlce MaiS SI chwortsuche C hemikal ien, 

I nformal onspfl1cr I 
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Startklar für den Job. 

I nfo rmat i o n e n  z u m J uge n d a rbe itssch utzgesetz.  

Flyer J ugenda rbe itssch utz N RW 

Jedes Jahr schließen zah lreiche Jugendl iche ihre 

Schulausbi ldung ab. Für s ie beginnt ein neuer 

Lebensabschn itt, das Berufsleben. Zu Beginn des 

Arbeitslebens können Jugend l iche Gefahren am 

Arbeitsplatz noch n icht so gut einschätzen. Mit e inem 

Flyer wil l das Min isterium für Arbeit, I ntegration und 

Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen deshalb schon 

vor Beginn des Arbeitslebens Schü lerinnen und Schüler 

auf den wichtigen Arbeitsschutz, insbesondere auf 

den Jugendarbeitsschutz, aufmerksam machen. Zum 

Jahreswechsel ist der Flyer al len nordrhein-westfäl ischen 

Schulen mit Klassen 9 und 10 übermittelt worden. 

Der Flyer kann bestellt und heruntergeladen werden 

unter: https:l/broschueren. nordrileinwestfalendl rekt.de/ 

broschuerenservlce/ma ls 

Startklar t·· Information
ur den Job. 

Ju 
en Zum gendarbeitssChutz gesetz. 

WWW.mais.nrw.de 
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Kontakte. 

Ministerium für Arbeit, Integration und Soziales 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

Fürstenwall 25, 40219 Düsseldorf 

Telefon: 0211-855-5 

www.mais.nrw.de 

info@mais.nrw.de 

Landesinstitut für Arbeitsgestaltung 

des Landes Nordrhein-Westfalen (LlA.NRW) 

Ulenbergstr. 127-131, 40225 Düsseldorf 

Telefon: 0211-3101-0 

www.lia.nrw.de 

poststelle@lia.nrw.de 

Bezirksregierung Arnsberg 

Seibertzstr. I, 59821 Arnsberg 

Telefon: 02931-82-0 

www.bezreg-arnsberg.nrw.de 

poststelle@bezreg-arnsberg.nrw.de 

Bezirksregierung Detmold 

Leopoldstr. 15, 32756 Detmold 

Telefon: 05231-71-0 

www.bezreg-detmold.nrw.de 

poststelle@brdt.nrw.de 
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Bezirksregierung Düsseldorf 

Cecilienallee 2, 40474 Düsseldorf 

Telefon: 0211-475-0 

www.bezreg-duesseldorf.nrw.de 

poststelle@brd.nrw.de 

Bezirksregierung Köln 

Zeughausstr. 2-10, 50667 Köln 

Telefon: 0221-147-0 

www.bezreg-koeln.nrw.de 

poststelle@bezreg-koeln.nrw.de 

Bezirksregierung Münster 

Domplatz 1-3, 48143 Münster 

Telefon: 0251-411-0 

www.bezreg-muenster.nrw.de 

poststelle@bezreg-muenster.nrw.de 

KomNet - das Kompetenznetz Moderne Arbeit 

www.komnet-moderne-arbeit.de 

Telefon: 01 80 3 100 112 * 

* 0,09 EUR / Minute aus dem deutschen Festnetz, 

abweichende Preise für Mobilfunkteilnehmer 
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Gestaltung 

Landesinstitut für Arbeitsgestaltung 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

(L lA.NRW) 

Diese Publ ikation ist u rheberrechtl ich geschützt. 

Jede Verwertung, die n icht ausdrücklich vom 

U rheberrechtsgesetz zugelassen ist, bedarf der 

vorherigen Zustimmung des Herausgebers. 

Düsseldorf, November 2012 

Diese Druckschrift wird im Rahmen der 

Öffentl ichkeitsarbeit der Landesregierung Nordrhein­

Westfalen herausgegeben. Sie darf weder von Parteien 

noch von Wahlwerbern oder Wahlhelfern während eines 

Wahlkampfes zum Zwecke der Wahlwerbung verwen­

det werden. Dies gilt für Landtags-, Bundestags- und 

Komm unalwahlen sowie auch für  die Wahl  der  M itglieder 

des Europäischen Parlaments. 

M issbräuchl ich ist insbesondere die Vertei lung auf 

Wahlveranstaltungen, an I nformationsständen der 

Parteien sowie das Einlegen ,  Aufdrucken oder Aufkleben 

parteipol itischer I nformationen oder Werbemittel. 

Untersagt ist gleichfal ls die Weitergabe an Dritte zum 

Zwecke der Wahlwerbung. Eine Verwendung d ieser 

Druckschrift durch Parteien oder sie unterstützende 

Organisationen ausschließlich zur U nterrichtung ihrer 

eigenen Mitglieder bleibt hiervon unberührt.  

U nabhängig davon, wann, auf welchem Weg und in  

welcher Anzah l  diese Schrift der Empfängerin oder 

dem Empfänger zugegangen ist, darf sie auch ohne 

zeitl ichen Bezug zu einer bevorstehenden Wahl nicht in 

einer Weise verwendet werden, d ie als Parteinahme der 

Landesregierung zugunsten einzelner Gruppen verstan­

den werden könnte. 
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